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«Mission statement»

Das BULLETIN des alternativen Zug 
wird von folgenden Gruppen getragen:

Alternative – die Grünen Baar 
Alternative – die Grünen Menzingen 
Alternative – die Grünen Unterägeri 
Alternative – die Grünen Stadt Zug 
Alternative – die Grünen Zug
Forum Oberägeri
Grünes Forum Hünenberg
Grüne Risch-Rotkreuz
Grüne Steinhausen 
Krifo Alternative Cham

Das BULLETIN setzt sich mittels seiner 
Publikationen ein für die Förderung 
und den Erhalt von Lebensqualität im 
Sinne von:
• Sozialer Gerechtigkeit, Schutz von 

sozial Benachteiligten

• Ökologischer Nachhaltigkeit, Schutz 
von Lebensräumen und der Natur

• Gleichwertigkeit von Geschlecht und 
Rasse

• Verantwortung des Einzelnen gegen-
über der Gesellschaft und Verantwor-
tung der Gesellschaft gegenüber dem/
der Einzelnen.

Die Redaktion recherchiert zu politi-
schen und gesellschaftlichen Themen 
nach bestem Wissen und Gewissen. Sie 
nimmt aktuelle Themen der alterna-
tiven Gruppierungen aus den einzelnen 
Zuger Gemeinden auf. Das BULLETIN 
fördert das politische Bewusstsein der 
Bevölkerung und trägt zur Meinungs-
bildung bei.

Redaktion und Herausgeberverein 
«Das BULLETIN»

«Je suis Charlie» steht für Meinungsäusserungsfreiheit. Für die meisten auf der 
Erde ein verwehrtes Grundrecht, für uns – vordergründig – selbstverständlich. In 
der Tat sind die Mittel der Meinungsäusserung jedoch extrem asymmetrisch ver-
teilt. Das BULLETIN trägt in winzigem Ausmass dazu bei, Gegengewicht zu leisten. 
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Irgendwie glaubten Zugs selbster-
nannte Wirtschaftspolitiker 
tatsächlich, sie hätten das Perpe-
tuum Mobile gefunden: mit 
permanenten Steuersenkungen so 
viel Zuwachs zu schaffen, auf 
dass trotz immer geringeren 
Steuereinnahmen pro Grossver-
diener die Staatskasse immer 
voller werde. Resultat: Einnahme-
einbruch seit 2007 und der 
Kanton Zug schreibt jetzt rote 
Zahlen. Auch wenn es altklug 
tönt, aber die ALG hatte immer 
vor der verfehlten Zuger Steuer- 
und Wachstumspolitik gewarnt. 
Lest dazu meine Bulletin-Artikel 
vom September und Dezember 
2014 (und viele frühere). 
Noch mit dem Augenreiben vom 
bösen Erwachen beschäftigt 
argumentieren nun Regierung 
und Bürgerliche mit abgestan-
dener «Wir sind alle im selben 
Boot»-Rhetorik: Von den fetten 

Stefan Gisler, Kantonsrat Alternative – die Grünen Zug | Bild Alternative – die Grünen

Opfersymmetrie

Jahren hätten alle profitiert, nun 
müssen in mageren alle zu 
gleichen Teilen zur Gesundung 
der Staatskasse beitragen.
Offenbar sind einige gleicher. 
Profitiert haben zuvor primär 
Vermögende und gewinnstarke, 
steuerlich privilegierte Firmen. 
Die Bevölkerung bekam hohe 
Wohn- und Lebenskosten, Mehr-
verkehr, Identitätsängste und 
sinkende Lebensqualität. Zudem 
bescherten uns die potenten 
Zuziehenden kombiniert mit 
Steuerdumping die hohe NFA-
Rechnung. Nach dem Willen der 
Regierung sollen jetzt die Profi-
teure nicht mal mittels klitzeklei-
ner Steuererhöhung ein kleines 
«Opfer» bringen.
Nein, die Zeche zahlt die Bevöl-
kerung. Regierung wie bürgerliche 
Parteien nennen das «opfersym-
metrisches Sparen» bei Bildung, 
Kultur, öffentlichem Verkehr, 

Umwelt, Gesundheit, Familien 
und Sozialem. Zum Sparen 
kommen Gebührenerhöhungen 
sowie plumpes Abschieben von 
Lasten vom Kanton an die Ge-
meinden. Erste Massnahmen 
sind: Prämienverbilligung kürzen, 
Schulklassen auf 26 Kinder 
vergrössert, Buslinien kippen. Am 
25. März präsentierte die Regie-
rung weitere happige «Entlas-
tungsmassnahmen».
Ich hoffe sehr, die Bevölkerung 
realisiert, dass es ans Eingemachte 
geht. Wir von der ALG setzen alles 
daran, dass das Volk über die 
Sparpakete abstimmen kann – 
auch wenn die Regierung dies 
umgehen will. Aber eine «Entlas-
tung» werde ich sicher beantra-
gen: Die Regierung, die uns in 
diese Lage gebracht hat, soll sich 
bitte den Lohn um 10 Prozent 
kürzen. Das wäre dann «Opfer-
symmetrie».  ■
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Bilder Paula Gisler

STUBER: Der Stadttunnel an sich ist 
kein innovatives Projekt. Die Innova-
tion dieses Projektes ist das, was der 
Stadttunnel für die Zuger Innenstadt 
ermöglicht. Wir werden auch in 40 
Jahren noch Autos haben – allenfalls 
auch selbstfahrende und elektrisch 
angetriebene. Die Verstopfung der 
Innenstadt mit einer Autolawine 
wird also bestehen bleiben. Wir le-
ben im reichsten Kanton und haben 
seit kurzem den höchsten und wahr-
scheinlich auch teuersten Autobe-
stand der Schweiz. Ich mache mir 
keine Illusionen, dass dieser Fahr-
zeugberg in 40 Jahren dramatisch 
schrumpfen wird. Das Innovative 
ist, dass wir trotzdem und endlich 
eine weitgehend autofreie Innenstadt 
schaffen können. ZentrumPlus ist der 
Anfang, nicht das Ende! Erfahrungen 
zeigen, dass mit dem Essen der Appe-
tit kommt. In Aarau z. B. hat das Ge-
werbe am Schluss auch die Busse aus 
der verkehrsfreien Zone verbannen 
wollen! Die Eröffnung des Stadttun-
nels wird ein Paukenschlag sein! Die 
Einrichtung grosser Zonen, die nicht 
mehr vom Auto dominiert sein wer-
den, sondern von FussgängerInnen 
und Velos – und dem Bus – das wird 
der Beginn eines Prozesses sein, der 
die ganze Innenstadt weitestgehend 
autofrei machen wird. Davon bin ich 
überzeugt. Die Stadt wird 10 Jahre 
nach der Eröffnung des Stadttunnels 
anders aussehen. Das wird eine attrak-
tive, lebendige Innenstadt sein – etwas, 
was wir uns heute gar nicht vorstellen 
können.

KERN: Ich frage mich ernsthaft, ob wir 
uns nicht selber Sand in die Augen 
streuen. Vom Mehrwert, den wir uns 

mit dem Bau des Stadttunnels leisten,  
profitiert in erster Linie die Innenstadt 
von Zug. – Da stimmt für mich das 
Kosten- Nutzen-Verhältnis nicht mehr. 
Die Folgen tragen werden die Quar-
tiere, die mit dem Mehrverkehr bela-
stet werden. Wir müssen aufpassen, 
dass die Innenstadt Zug nicht zum 
Schmuckstück wird, und die Wohn-
quartiere zur «Agglo» verkommen. 
Zum anderen zielen zukünftige Ver-
kehrsmodelle in eine andere Rich-
tung. Sie wollen weg vom indivi-
dualisierten Verkehr, weil diese an 
der Kapazitätsgrenze sind. Da teile 
ich deinen Pessimismus nicht. Es 
wird zwar noch  Autos geben, nur 
werden diese anders aussehen und 
anders geführt werden. Das werden 
viel kleinere Fahrzeuge sein, die man 
beispielsweise in tiefen Silos «la-
gern» kann.  Aber vor allem wird man 
dafür sorgen, dass die grossen Fahr-
zeuge nicht mehr in die Stadt geführt 
werden. Man wird um den Gürtel der 
Stadt eine Reihe von Abstellplätzen 
erstellen müssen, dann mit kleineren 
Fahrzeugen, die der Stadt gehören 
und von ihr verwaltet werden, be-
dienen und sich mit diesen frei in 
und durch die Stadt bewegen. Das 
ist ein anderer Denkansatz. Das tönt 
vielleicht utopisch, aber wir bewe-
gen uns in Zeiträumen von 50 Jahren 
aufwärts. Man bedenke nur, was sich 
in den letzten 50 Jahren technolo-
gisch alles verändert hat. Mit dem 
Bau des Stadttunnels zementieren wir 
aber den jetzigen Zustand, damit die 
Bewohnerinnen und Bewohner der 
Innenstadt etwas mehr Ruhe haben. 
Da wünsche ich mir auch etwas mehr 
politische Innovation.
Die Innenstadt ist an den Wochenen-

Stadttunnel

den zwischen März und September 
lebendig. Wenn man das erreichen 
will, dann kann man während dieser 
Wochenenden ein Verkehrsregime 
einführen, dass die nötigen Strassen 
gesperrt werden, wie dies schon jetzt 
an verschiedenen Anlässen passiert. 
Ich bin da eher für einfache Lö-
sungen, dafür solche, die offen für in-
telligente Systeme der Zukunft sind.

STUBER: Als Dolfi Müller und ich 
1992 die Motion für eine realistische 
Stadtkernentlastung einreichten, war 
das der Startpunkt eines langen und 
mühevollen politischen Prozesses. 
Den Durchbruch brachte ein Bünd-
nis mit dem Detailhandel, welches 
die Minitunnel-Initiative lancierte. 
Das Ziel war nicht ein Tunnel – der 
war Mittel zum Zweck. Ziel war 
eine autofreie Innenstadt mit fünf 
attraktiven Plätzen. Wenn das Stadt-
zentrum mit selbstfahrenden, in Silos 
versorgten Autos zugemüllt ist, sehe 
ich keinen Fortschritt.

KERN: Zugemüllt ist ein hartes Wort. 
Nur müssen wir sehen, dass wir 
in einer Stadt wohnen. Und Städte 
brauchen nun mal auch Mobilität. 
Das heisst aber nicht, dass diese Fahr-
zeuge immer und zu jeder Zeit an 
allen Orten verkehren. 

STUBER: Wir sind daran, in der Stadt 
ein Komitee zu bilden, das nicht den 
Stadttunnel thematisiert, sondern 
ZentrumPlus …
KERN: … um so den Stadttunnel zu 
verkaufen …

STUBER: Nein. Wir sagen, was wir 
wollen und was unsere Visionen 
sind. Zu den Parkplätzen – das ist 
DIE Schlüsselfrage: wenn der Stadt-
tunnel eröffnet wird, ändern sich die 
Rahmenbedingungen schlagartig und 
wir werden bald über die Schliessung 
von Parkhäusern reden. Es werden 
Dinge möglich werden, von denen 
wir heute nicht zu träumen wagen. 
Das Parkhaus Vorstadt z. B. könnte 

Wegweisender Entscheid

Das BULLETIN führte am 27. Februar 2015 mit Martin Stuber als Befür-
worter und Urs Kern als Gegner des Stadttunnels ein Streitgespräch durch. 
Beide sind ehemalige Kantonsratsmitglieder. Martin Stuber ist einer der 
politischen Väter des Stadttunnels und Urs Kern ist als Geschäftsführer 
einer Firma in der Bahn- und Nahverkehrstechnik mit dem Inhalt ebenfalls 
bestens vertraut. 
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man ja schon heute schliessen. 
Grössere Parkiermöglichkeiten darf 
es nur noch am Rande der grossen 
ZentrumPlus-Zone geben. Ich bin 
zuversichtlich, dass die Leute auf 
den Geschmack kommen werden, 
wenn sie sich in einem menschen-
freundlichen, attraktiven Stadtzen-
trum aufhalten, und dann werden 
Sachen möglich, die heute politisch 
undenkbar sind. Wieso hat denn in 
den letzten 30 Jahren niemand von 
uns eine Initiative zur Reduktion der 
Parkplätze gemacht? 

KERN: Ja, das frage ich mich wirk-
lich!  Die Antwort ist: Weil der Stadt-
tunnel permanent das Thema war.

STUBER: Nein, weil bei uns alle von 
vornherein wissen, dass unter den 
heutigen Bedingungen eine solche 
Initiative null Chancen hätte.  Das 
gleiche mit den Pförtnern. Niemand 
will eine heute aussichtslose Sa-
che an die Hand nehmen. Aber mit 
dem Stadttunnel änderst du ein Pa-
radigma in dieser Innenstadt. Als 
wir den Minitunnel lancierten, hät-
ten wir schliesslich nie im Traum 
gedacht, dass wir einmal über ein 
ZentrumPlus mit einem solch gros-

sen Perimeter reden würden. Und 
heute haben wir es. Nicht nur dass 
in der Vorlage steht, dass die Stadt 
Zug alle Strassen im Perimeter des 
ZentrumPlus übernimmt. Alle! Die 
Stadt kommt in den Fahrersitz und 
kann entscheiden, was aus der Innen-
stadt wird.

KERN: Aber wir fokussieren mit dem 
Stadttunnel auf eine Mobilitätsform – 
das Auto. Dafür zahlen wir eine Mil-
liarde Franken. Ich bezweifle, dass 
diese Milliarde den Umkehreffekt 
auslöst, den du so hochhältst. 

STUBER: Der Umkehreffekt liegt in 
unseren Händen. Zu den Finanzen: 
Bei der Lancierung des Minitunnels 
sind wir von 150 bis 180 Millio-
nen Franken ausgegangen. Mit dem 
Stadttunnel wurden es erst 520 Mil-
lionen und dann 950 Millionen, die 
der Kantonsrat schliesslich auf 890 
Millionen gedrückt hat. Als der Bau-
direktor im Casino im Frühling 2013 
diese 950 Millionen nannte, war mir 
klar, dass meine Partei wegdriften 
und schliesslich Nein sagen wird. 
Aber man darf anerkennen, dass 
mein – im April 2014 im Kantonsrat 
lancierter – Vorschlag einer zweckge-
bundenen und temporären Erhöhung 

der Motorfahrzeugsteuer dank dem 
Engagement der Stawiko und ihrem 
Präsidenten Gregor Kupper und un-
serem Stawiko-Mitglied Andy Hür-
limann und nicht zuletzt wegen des 
geschickten Taktierens von unserem 
Fraktionschef Stefan Gisler schliess-
lich Eingang in die Vorlage fand. 
Auch der Baudirektor hat mitgehol-
fen. Nun wird ein Drittel des Stadt-
tunnels über diese Steuererhöhung 
finanziert. 235 Millionen werden 
über die allgemeinen Steuermittel 
gezahlt, 100 Millionen von der Stadt. 
Das ist immer noch sehr viel Geld. 
Aber zwei Drittel der 890 Millionen 
werden durch die AutofahrerInnen 
bezahlt. Wenn wir diesen Drittel an 
Motorfahrzeugsteuer nicht hinge-
bracht hätten, würde ich auch Nein 
zum Stadttunnel sagen. Für mich 
persönlich war es am Schluss eine 
60:40-Entscheidung pro Stadttunnel.

KERN: Das Aufsplitten – diesen 
scheinbaren Erfolg – die die Kosten 
durch den Verursacher bezahlen las-
sen will, ist ein Scheinargument. 
Man sagt plötzlich, es sei keine Mil-
liarde mehr. Die Finanzierung durch 
die VerursacherInnen beinhaltet auch 
einen grossen Teil, den man vom  
Strassenbaufonds abzwackt. Diese 
Gelder stehen dann für andere Stras-
senprojekte nicht mehr zur Verfü-
gung, z. B. in den Aussengemeinden, 
weil dieser Fonds Projekte im ganzen 
Kanton finanziert. Es wird zu einem 
guten Teil Steuersubstrat sein, das in 
ein Projekt fliesst und uns anderswo 
fehlen wird. Für eine Form der Mo-
bilität – und das finde ich problema-
tisch – für einen Kanton, der knapp 
mehr als 100000 EinwohnerInnen 
hat, in einer Stadt, die noch nicht 
einmal 30000 EinwohnerInnen hat. 
Für mich ist die Finanzdiskussion 
eine zweitrangige Diskussion, weil 
das Projekt meiner Meinung nach 
zu grosse Mängel hat. Weil es die 
Mobilität in dieser Stadt für ein Jahr-
hundert oder mehr blockiert. Wenn 
der Stadttunnel jetzt durchgewun-

Wegweisender Entscheid
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ken würde, dann wird es heissen, 
wir haben ja Kapazität für z. B. noch 
mehr PendlerInnen. Das ist meine 
Angst. Mit dieser Milliarde stützt 
man das Auto als Mobilitätsmittel, 
weil es einfacher sein wird, auch auf 
anderen Wegen durch die Stadt zu 
kommen. Sobald der Tunnel offen ist, 

ist Tür und Tor für den Autoverkehr 
geöffnet. Unsere alte Weisheit: Wer 
Strassen baut, wird Verkehr ernten, 
wird sich aufs Neue bestätigen.

STUBER: Der Stadttunnel ist das 
erste grosse Projekt, bei dem eine 
neue Strasse beziehungsweise ein 
Tunnelsystem gebaut wird und dafür 
diverse Strassen von ihrer Funktion 
als Träger von Autoverkehr befreit 
werden. Das hat es so noch nie ge-
geben in Zug. Für die Tangente und 
die Umfahrung Cham (UCH) werden 
keine anderen Strassen aufgehoben. 
Bei der UCH kämpft man darum, dass 
«nur» noch 12000 Autos durch Cham 
fahren sollen. Wir reden in der Stadt 
Zug aber davon, dass nachher null 
Autos über den Postplatz fahren. Zug 
bekommt sein historisches Zentrum 
zurück!
Die Kapazität auf den heutigen Ach-
sen durch Zug hindurch wird in den 

Berg verlagert. Dieter Nussbaum und 
andere können es gebetsmühlenartig 
wiederholen, aber es stimmt trotz-
dem nicht, dass der Stadttunnel eine 
Kapazitätserhöhung bringt. Es wird 
Riegel beim Postplatz und bei der 
Gotthardstrasse geben. Und wichtig: 
Dass es im Tunnel keinen Stau geben 

darf, wird dazu führen, dass man 
ein Pförtnersystem einführen muss. 
Pförtner sind heute immer noch ein 
bisschen ein Tabuthema in Zug – 
aber ohne Pförtner wird man den 
Stadttunnel nicht dosieren können. 
Also – der Stadttunnel erhöht die 
Kapazität nicht!

KERN: Man wird doch schneller 
durch die Stadt hindurchfahren kön-
nen?

STUBER: Nein, wird man nicht.

KERN: Das kann ich nicht glauben. Auf 
zwei Seiten des Tunnels sind Kreisel 
geplant. Die Lichtanlage ist eine Not-
anlage. Die beiden Spuren werden an 
die Kapazität herangehen. Er ist länger 
und das wird das Tempo erhöhen. Du 
fährst heute mit 5 bis 6 Stundenkilo-
metern durch die Stadt hindurch, weil 
du überall Rotlichter hast. 

STUBER: Ich arbeite an der Neu-
gasse – die Autos rollen mit 30 bis 40 
durch das Stadtzentrum. Die Ampeln 
auf dem Postplatz sind sehr zum 
Leidwesen der Fussgänger auf opti-
malen Verkehrsfluss auf der Strasse 
geschaltet!

KERN: Es gibt heute schon Leute, die 
die Ägeristrasse hochfahren und über 
die Löberenstrasse nach Baar fahren, 
weil sie durch Zug hindurch länger 
brauchen als auf diesem Schleichweg. 
Das ist das beste Beispiel dafür …

STUBER: … Schlaumeier gibt es im-
mer – aber die graue Gutschrank-
abfahrt und damit die Durchfahrt 
über die Löberenstrasse werden zu-
gemacht, wenn der Stadttunnel auf-
geht …

KERN: … das ist das beste Beispiel 
dafür, dass man durch den Stadt-
tunnel schneller sein wird. Mit dem 
Stadttunnel hast du 2–3 verkehrs-
flusserhöhende Kreisel. Das macht 
das Ganze schneller. Und das muss 
auch sein, weil der Verkehr zuneh-
men wird, weil man schneller durch 
Zug durchkommen wird. 

STUBER: Nein, man wird nicht 
schneller sein. Aber das ganze Wohn-
gebiet rund um die graue Gutschrank-
abfahrt wird massiv vom Verkehr 
entlastet, es wird dort ein neues 
Naherholungsgebiet entstehen.

KERN: … man wird einfach die Ägeri-
strasse runter direkt in den Stadttun-
nel fahren …

STUBER: … dosiert mit einem Pfört-
ner!

KERN: Und ich sage, die Mobili-
tät wird sich so oder so ändern, 
den Stadttunnel brauchen wir nicht. 
Auch der öffentliche Verkehr ist an 
einer Grenze. Das bedeutet, dass man 
ohnehin neue Transportsysteme ent-
wickeln muss. Wie sie genau ausse-

Stadttunnel
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hen, da gibt es viele verschiedene 
Systeme. Wir reden ja von einem 
Zeitraum von hundert Jahren. Der 
Stadttunnel wird in 60 Jahren abge-
schrieben sein. Das muss man sich 
mal vorstellen. In dieser Zeit wird 
man gezwungen sein, das System 
zu überdenken. Das Auto als Ver-
kehrsträger wird dann zu teuer sein, 
wird zu viel Platz wegnehmen und 
wird nicht mehr das Prestige von 
heute haben. Andere Formen wie 
das Pendeln mit dem ÖV haben stark 
zugenommen, weil die Mobilität zu-
genommen hat. Der Erfolg der Stadt-
bahn ist,  dass die Stadt Zug für Au-
tofahrten unattraktiv geworden ist. 
Meine Befürchtungen gehen dahin, 
dass die Bevölkerung mit dem Stadt-
tunnel wieder weg von der Stadtbahn 
aufs Auto umsatteln wird, weil die 
Durchfahrt durch die Stadt wieder 
attraktiver sein wird. 

STUBER: Ja, ohne Stadtbahn und 
Ausbau des Bussystems käme der 
Verkehr in der Agglomeration zum 
Erliegen. Und umgekehrt: Dank die-
sen beiden Nahverkehrssystemen 
fliesst der Autoverkehr in der Stadt, 
und die Blechlawine macht unser 
Stadtzentrum kaputt. Deshalb sind 
wir aber trotzdem nicht gegen Stadt-
bahn und Bus!

KERN: Die heutige Situation präsen-
tiert sich wegen der Verkehrsentwick-
lung und der Siedlungspolitik so. Das 
ist das grundsätzliche Problem. Wie-
so wohnen die Leute nicht dort, wo 
sie arbeiten, oder wieso pumpt man 
diese Stadt so mit Arbeitsplätzen voll 
etc. Aber das sprengt den Rahmen 
dieser Diskussion. Das ist eine Sys-
temfrage. Das hat halt auch einfach 
seinen Preis und der Preis ist, dass 
diese Stadt leidet. Schlimm daran 
finde ich, dass man so tut, als be-
stehen diese Zusammenhänge nicht 
oder das Problem könne man wegma-
chen, indem man das es in den Berg 
verbannt und so eine Milliarde «par-
kiert». Wir bauen ein Riesending, das 

eine 10-jährige Baustelle sein wird, 
die Lebensqualität einer ganzen Re-
gion wird negativ beeinflusst, es wird 
Graue Energie hineingepumpt ohne 
Ende etc. Die 2000-Watt-Gesellschaft 
kannst du sowieso grad vergessen, 
die Funktionsfähigkeit des Tunnels 
wird Energie benötigen, es werden 
unsäglich viele Mehrkilometer ge-
fahren.

STUBER: Bei der Frage nach der 
2000-Watt-Gesellschaft gebe ich dir 
Recht, der Bau des Stadttunnels ist 
energieintensiv und eigentlich nicht 
mit diesem Ziel vereinbar. Nur bin 
ich überzeugt, dass wir – wenn wir 
den Stadttunnel hinbringen – in 
zehn Jahren deutlich weniger Bin-
nenverkehr haben werden – d. h. 
Autos, welche Quelle und Ziel in der 
Stadt haben. Weil das attraktive neue 
Stadtzentrum ausstrahlen wird. Es 
braucht ja Gründe, weshalb die Leute 
ihr Mobilitätsverhalten ändern wer-
den. Die autofreie Innenstadt wird 
eine Dynamik auslösen. Die Leute 
werden auf den Geschmack kommen, 
sich anders in der Stadt bewegen und 
merken, dass sie ihr Auto für kurze 
Wege zuhause lassen können – und 
heute sind ein Drittel der Wege mit 
dem Auto Kurzdistanzen!

KERN: Mein Fazit ist ein anderes: 
Es wird mehr Verkehr geben zu den 
Shoppingcentern, wo die Leute mit 
ihren Autos hinfahren werden. Die 
Leute werden dann einfach nicht 
mehr in der Stadt einkaufen gehen, 
weil es ihnen zu mühsam ist von 
der einen zur anderen Kammer zu 
fahren. Ich denke aber, heute gibt es 
noch viele, die mit dem Auto in der 
Stadt einkaufen. Die Leute schätzen 
ab und fahren die Kilometer mehr 
grad direkt zum Einkaufszentrum. 
Man wird ja schnell durch den Stadt-
tunnel sein. 

STUBER: Guter Punkt. Du musst 
eben eine Innenstadt machen, in die 
man gerne geht, auch zum Einkaufen. 
Das wird dank Stadttunnel gelingen.

KERN: Was ist deine Prognose? Ich 
denke, dass er abgelehnt wird. Ich 
sage so 45:55. Die Argumente sind 
ja noch immer nicht auf dem Tisch. 

STUBER: Eben. Das Resultat wird 
knapp für den Stadttunnel ausfallen. 
Hoffe ich …

BULLETIN: Vielen Dank für dieses 
spannende Gespräch!  ■
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Kantonsrat

Stefan Gisler, Kantonsrat und Fraktionspräsident der Alternativen – die Grünen 
Zug | Bild BULLETIN

Klein, aber fein

Seit dem 18. Dezember 2014 setzt 
sich die Fraktion so zusammen: 
Stefan Gisler (Fraktionschef), Vroni 
Straub, Jolanda Spiess-Hegglin (neu), 
Andi Lustenberger, Mariann Hess 
(neu), Andreas Hürlimann, Anastas 
Odermatt (neu), Esther Haas, Rita 
Hofer (neu), Hanni Schriber. Erstmals 
wurde mit dem fairen Wahlsystem 
des Doppelproporzes gewählt, mit 
dem die Stimmen aller Zugerinnen 
und Zuger zählen. Im letzten Bulletin 
hat Martin Stuber eine hervorragende 
Wahlanalyse publiziert. Die Sitzge-
winne spiegeln zwar die reale Stärke 
wieder, doch sind wir inhaltlich wie 
numerisch eine klare Minderheit. Die 
ersten beiden Sitzungen zeigten – der 
neue Rat wird die konservativ-bür-
gerliche Politik in vielen Bereichen 
fortsetzen. Bereits im Januar wurden 
die Schülerzahlen auf 26 pro Klasse 
erhöht – Sparen vor Bildungsauftrag! 
Und beim Stadttunnel-Ja mit 43:33 
zogen vor allem Pro-Auto-Argumente 
statt Verkehrsberuhigung. 
Was 2014 den Rat prägte, wird 2015 
noch aktueller sein: Das Zuger Wachs-
tum und damit hohe Wohn- und 
Lebenskosten, Ressourcenverbrauch, 
Verlust von Grünflächen, Mehrver-
kehr, Identitätswandel. Und damit 
verbunden die verfehlt-ideologische 
bürgerliche Steuersenkungspolitik, 
die den Kanton in tiefrote Zahlen 
brachte und zu einem Sparpaket von 
100 Millionen jährlich führen soll. 

Kantonsfinanzen vors Volk
Es wird eine grosse Aufgabe sein, 
dass das euphemistisch «Entla-
stungsprogramm» genannte Kürzen 
von Leistungen für die Bevölkerung 
auch an die Urne kommt. Wir be-

fürchten eine Salamitaktik der Regie-
rung: Scheibchenweise werden Leis-
tungen gekürzt oder an Gemeinden 
delegiert, ohne dass die Zugerinnen 
und Zuger mitbestimmen können, ob 
und wo sie sparen wollen. Zur Sanie-
rung unserer Kantonsfinanzen gehört 
aus unserer Sicht zwingend auch die 
Diskussion um gezielte Steuererhö-
hungen bei seit Jahren – wenn nicht 
Jahrzehnten – bevorzugten Grup-
pen wie Topverdienern, Aktionären, 
Vermögenden und internationalen 
Firmen.
Der Stadttunnel prägte die Ratsarbeit 
2014 – doch die Schlussabstimmung 
war am 26. Februar 2015. Die Frak-
tion stimmte klar dagegen; der Rat mit 
43:33 dafür. Die Abstimmung ist am 
14. Juni 2015. Wir haben uns diesen 
Entscheid nicht leicht gemacht, enga-
gieren wir uns doch seit Jahrzehnten 
konstruktiv für eine attraktive Stadt 
Zug mit wirksamen Massnahmen zur 
Verkehrsbefreiung/-beruhigung. Doch 
trotz des Preises von nahezu 1000 
Millionen und jährlichen Folgeko-
sten in Millionenhöhe für Betrieb/
Unterhalt/Sanierung bleibt der Ini-
tialnutzen im ZentrumPlus einfach 
zu gering – zu viele Autos können 
noch immer frei an zu viele Stellen. 
Das Sparpaket (mit einem ÖV-Abbau) 
sowie die Beibehaltung der Verlän-
gerung der General-Guisan-Strasse 
(Zerschneidung Lorzenebene und 
Mehrverkehr Herti) waren mitent-
scheidend für ein Nein.

Um in Zukunft erfolgreich zu sein, 
bauen wir auf unseren Erfolgen im 
2014 auf. Dazu gehören ...
• das Ja im KR zum Öffentlichkeits-

gesetz für Transparenz gegenüber 

den BürgerInnen. Allerdings 
wehren sich Gemeinden, aber 
auch die Regierung, teils noch mit 
fadenscheinigen Gründen oder 
überrissenen Kostenforderungen 
(Gemeinde Walchwil!) gegen volle 
Transparenz.

• das provisorische Nein zum 
Verwaltungszentrum 3 (Projekt 
Focus für 500 Millionen) zeigt, 
dass man nicht mehr blind 
Luxusinfrastrukturen baut, weil 
«wir ja das Geld haben». Nicht 
Gebäude sind wichtig, sondern 
die Menschen, die darin arbeiten, 
lernen, leben!

• Die KESB in Zug funktioniert trotz 
den üblichen Startschwierigkeiten 
und trotz Budgetkürzungen der 
CVP gut. Allerdings bräuchte die 
Behörde ab 2015 mehr Mittel – 
mir graut davor, dass aufgrund des 
Sparpakets die Schwächsten 
schlecht betreut werden.

• IT-Strategie: Die Bürgerlichen 
griffen die DI an. Schuld an 
gescheiterten Projekten und 
Millionenverlusten ist die 
schlechte IT-Strategie des Amts 
für Informatik & Organisation 
unter der Leitung letztlich von 
Finanzdirektor Peter Hegglin. Fast 
einstimmig beauftragte der Rat 
Hegglin, eine neue Strategie zu 
präsentieren und besser mit 
anderen Direktionen und Gemein-
den zu koordinieren. Hegglin 
streitet bis heute ab, dass er 
Mitverantwortung hat! Und wir 
müssen aktiv dafür sorgen, dass er 
den Kantonsratsauftrag auch 
ausführt und endlich ein effek-
tives, kostengünstiges und 
konstruktives, mit allen Direk-
tionen und Gemeinden zusam-
menarbeitendes AIO schafft.

• Buslinien: Wir machten und 
machen Druck, dass die Busse 
kundenfreundlich und benutzer-
orientierter fahren! Die Gemein-
den – zum Beispiel Steinhausen 
mit seinem Bauchef Andreas 
Hürlimann (ALG) wehren sich 

Die Kantonsratswahlen 2014 waren ein Aufsteller. Manuela Weichelt wurde 
souverän als Regierungsrätin bestätigt. Und die ALG-Fraktion wuchs von 
7 auf 10 Mitglieder an. Die Stärkung ist wichtig – denn auf Zug und seine 
Bevölkerung kommen grosse Herausforderungen zu. Die ALG setzt sich 
in der Legislatur 2015–2018 dezidiert für ein lebenswertes, solidarisches, 
grünes und menschenfreundliches Zug ein.
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zurzeit gegen die unausgegoren 
Abbaupläne beim ÖV.

• Die flächendeckende Videoüber-
wachung wurde im 2014 gegen 
unseren Widerstand leider 
gutgeheissen. Diese ist zu teuer, 
ineffizient bei der Verbrechensbe-
kämpfung und die Freiheitsrechte 
der BürgerInnen missachtend. 
«We watch the Big Brother who is 
watching us!»

• Strassen, Strassen, Strassen: Der 
Baudirektor plant bis 2030 
Strasseninvestitionen für  über 
1500 Millionen, Hochbauprojekte 
für 665 Millionen. Die Prioritäten 
sind falsch, denn für den ÖV gibts 
nur 39 Millionen. Da sind wir 
gefordert.

• General-Guisan-Strasse: Die 
Verlängerung wird vom Rat nicht 
aus dem Richtplan gestrichen. 
Zudem soll es noch einen An-
schluss von der Riedmatt zur 
Nordzufahrt geben. Wir wehren 
uns, dass die Lorzenebene zerstört 
wird oder dass sinnlose Tunnellö-
sungen unsere Staatskasse weiter 
in die roten Zahlen treiben.

• Unternehmenssteuerreform: 

Unser Finanzdirektor und seine 
bürgerlichen Adlaten zeigen kein 
Umdenken in der Steuerdumping-
politik. Sie wollen die Aufhebung 
der Steuerprivilegien von Hol-
dings im Rahmen der U3 zu 
weiteren Unternehmenssteuersen-
kungen nutzen. 5 Milliarden wird 
dies die Schweiz kosten. Zug 
weniger, aber es nutzt die Gele-
genheit, um die Gewinnsteuern 
von heute 14,7 auf 12 Prozent zu 
senken. Das ist verheerend: Die 
NFA steigt, die Einnahmen 
sinken, das Sparpaket wird 
ausgeweitet.

• Schutz von Landschaft und Kultur-
gut: Grünflächen und Kulturdenk-
mäler sind dem Rat wenig wert. 
Geld regiert, und man opfert 
leichtfertig unsere Heimat dafür. 
Zug ist ein urbaner Raum geworden, 
doch das raumplanerische Denken 
ist provinziell geblieben. Wir setzen 
uns ein für eine nachhaltige, 
lebenswerte Gestaltung unseres 
Zuger Lebensraums. Dazu gehören 
für uns auch der Schutz von alten 
Gebäuden und der Respekt vor 
unserer Geschichte (Archäologie). 

• Zug ist ein erfolgreicher Wirt-
schaftsstandort. Aber Erfolg 
verpflichtet! Wir müssen wirt-
schafts- und sozialverträgliche 
Perspektiven für Zug entwickeln. 
Wachstum/Zuwanderung, unsere 
wirtschaftliche und politische 
Rolle in der Welt, Sicherung von 
Sozialwerken, Lohndruck/
Arbeitsplatzsicherung sind da 
wichtige Themen. Unsere Heimat 
soll lebenswert und zahlbar sein 
für Wenigverdienende und 
Mittelstand, besonders für 
Familien. Die ALG-Fraktion setzt 
sich auch 2015 ein für zahlbares 
Wohnen, verkehrsberuhigte 
Quartiere, gute Schulen, die 
Stärkung von Vereinen und Kultur 
oder mehr Bahn, Bus, Velo sowie 
den Schutz von Landwirtschafts-
flächen und Umwelt. 

Aus unserer Sicht hat die Politik die 
Aufgabe, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die es allen ermöglichen, 
ein lebenswertes Dasein in Wür-
de zu führen. Gleichzeitig sollen 
Freiräume, wie Freiheiten  zur ge-
meinsamen Mitgestaltung unseres 
Kantons, Landes, ja der Welt verfüg-
bar sein. Darum liegen der Fraktion 
Bürger(Menschen)rechte sowie eine 
transparente Demokratie am Her-
zen! Zu letzterem gehören für uns 
die Offenlegung von Partei-, Ab-
stimmungs- und Wahlfinanzierung 
sowie die überfällige Einführung der 
Abstimmungsanlage im KR, das das 
Stimmverhalten aller Kantonsräte 
offenlegt – die Regierung will diese 
Einführung trotz KR-Beschluss um 
Jahre verschieben – dagegen wehren 
wir uns. 
Doch weder Fraktion noch der ganze 
Kantonsrat entscheiden immer rich-
tig. Darum ist die direkte Demokratie 
die Chance, Lösungen zu finden: 
Gerade wir von der ALG setzen aufs 
Volk, sind die Meinungen im Rat oft 
verhärtet. 
Mehr Infos: www.gruene-zug.ch/kan-
tonsrat/fraktionsberichte.html  ■

Mit dem Sparpaket plant die Regierung – nebst vielem anderem – auch Buslinien 
auszudünnen und zu streichen. Die ALG setzt sich für einen starken ÖV ein.
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Regierungsrat

Manuela Weichelt-Picard, Regierungsrätin der Alternativen – die Grünen

Gleichstellung – wann 
endlich?

Im Oktober 2010 lehnte der Kantons-
rat mit 37:36 Stimmen die Weiterfüh-
rung der Kommission für Chancen-
gleichheit von Frau und Mann ab. 
Die Alternative – die Grünen Kanton 
Zug, die CSP und die SP des Kan-
tons Zug, die Juristinnen Schweiz, 
der GBZ, die OFRA Zug sowie zwölf 
Privatpersonen erhoben dagegen Be-
schwerde ans Bundesgericht. 
Dieses hielt im November 2011 fest, 
der Kanton Zug sei verpflichtet, den 
Auftrag zur tatsächlichen Gleich-
stellung von Frau und Mann gemäss 
Bundes- und Kantonsverfassung so-
wie dem UNO-Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form der Diskri-
minierung der Frau (CEDAW) um-
zusetzen. Es bestehe aber ein Ermes-
sensspielraum, wie er dies tun wolle. 
Der Regierungsrat kam aufgrund des 
Bundesgerichtsurteils zum Schluss, 
dass für die künftige Aufgabenerfül-
lung im Bereich der Gleichstellung 
ein Gesetz nötig sei, und beauftrage 
die Direktion des Innern mit der 
Ausarbeitung eines solchen. Dieses 
ist nun in der Vernehmlassung. 

Wo stehen wir?
Dank der rechtlichen Gleichstel-
lung der Geschlechter konnten 
Fortschritte erzielt und die meisten 
formalen Ungleichbehandlungen be-
seitigt wer den. Trotzdem ist die 
tatsächliche Gleichstellung in vielen 
Lebens bereichen noch immer nicht 
realisiert. 
Vor wenigen Wochen erreichte mich 
der Aufruf der Zuger Bäuerinnen 
für den Frauenaktionstag zum The-
ma Lohngleichheit: «Es kann doch 
wohl nicht sein, dass wir auch heute 
noch für die gleiche Arbeit weniger 
verdienen als unsere männlichen 
Kollegen!»

Die Zahlen reden Klartext. So stellt 
das Bundesamt für Statistik (BFS) im 
Jahre 2013 u. a. fest, dass die Lohn-
gleichheit nicht gewährleistet und 
die Aufteilung von bezahlter und 
unbezahlter Arbeit geschlechtsspezi-

fisch geprägt ist. Gemäss einer Studie 
im Auftrag des BFS und des Eidge-
nössischen Büros für die Gleichstel-
lung können 37,6 Prozent des Lohn-
unterschieds zwischen Frauen und 
Männern im Jahre 2010 nicht objek-
tiv erklärt werden und sind als Lohn-
diskriminierung zu werten. Eine zu-
friedenstellende Vereinbarkeit von 
Beruf und Familienleben ist weder 
für Mütter noch für Väter gewährlei-
stet. Frauen sind häufiger von Armut 
betroffen als Männer. Der Anteil der 
Frauen im Alter zwischen 25 und 64 
Jahren ohne nachobligatorische Bil-
dung ist deutlich höher als derjenige 
der Männer. Obwohl 53 Prozent der 
Wahlberechtigten Frauen sind, sind 

sie in den politischen Institutionen 
deutlich schwächer repräsentiert als 
die Männer.

Handlungsbedarf in Zug
In der Politik zeigten die Zuger 
Frauen ein hohes Engagement, das 
aber auf nationaler Ebene schlecht 
belohnt wird (kein Nationalrats- oder 
Ständeratsmandat). In der Legislatur-
periode 2011 bis 2014 gehörten dem 
Zuger Regierungsrat eine Frau und 
sechs Männer an, was auch 2015 bis 
2018 der Fall ist. Dem Kantonsrat 
gehören für die laufende Legislatur-
periode 21 Frauen (27,5 Prozent) und 
59 Männer (72,5 Prozent) an. 
Gemäss Schlussbericht zuhanden 
des Eidgenössischen Büros für die 
Gleichstellung von Frau und Mann 
von Dezember 2014 übersteigt der 
Frauenanteil in den Zentralverwal-
tungen der Kantone AG, BE, LU, VD 
und ZH 50 Prozent, in AI, AR, GR, 
OW, SG, SZ, UR sowie im Kanton 
Zug liegt er unter 40 Prozent. In den 
Verwaltungen im engeren Sinn beste-
hen die kleinsten Lohnunterschiede 
zwischen den Geschlechtern in den 
Grenzkantonen BS, GE, JU und NE, 
die grössten in folgenden Deutsch-
schweizer Kantonen: AG, AI, AR, BL, 
GL, LU, OW, SO, TG, UR, ZH sowie 
im Kanton Zug.
Der Regierungsrat ist sich des Bun-
desgerichtsurteils und der Situa tion 
bezüglich tatsächlicher Gleichstel-
lung bewusst und beantragt ein kan-
tonales Gleichstellungsgesetz, um 
handeln zu können. Die Vernehm-
lassungsunterlagen sind abrufbar 
unter: http://www.zg.ch/behoerden/
regierungsrat/vernehmlassungen/
gesetz-ueber-die-gleichstellung-von-
frau-und-mann  ■

Die Vernehmlassung für das Zuger Gleichstellungsgesetz ist eröffnet. Trotz 
rechtlicher Gleichstellung haben wir noch keine faktische Gleichstellung. 
Noch immer haben Frauen einen tieferen Lohn, sind im Kader und in den 
politischen Gremien untervertreten.
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Menzingen

Schulwege und Schleimspuren

Marianne Aepli, Präsidentin Alternative-die Grünen Menzingen | Bild BULLETIN

So wie die Schulbusfahrten für die 
Kinder der ersten bis vierten Klasse 
von Finstersee zukünftig sein sollen, 
sind denn auch die Kommunikations-
wege des Gemeinderates von Men-
zingen: länger als nötig, zentrums-
fern. An einer Infoveranstaltung im 
Dezember präsentierte der Gemein-
derat die bisherigen Ergebnisse zur 
Schulraumplanung. Erfreulicherwei-
se kommunizierte der Rektor den 
Entscheid, für die Primarschule Men-
zingen von einer Richtzahl von 18 
Kindern je Klasse als verbindliche 
Planungsgrundlage auszugehen, wie 
auch von der Wiedereinführung der 
Mehrklassen auf allen Primarstufen. 
Es folgten Tabellen über die zu er-
wartende Zahl der Schulkinder, das 
bestehende Raumangebot, den zu-
künftigen Platzbedarf, Varianten und 
Kosten. Die Folie 25 und 26 stellt die 
Anwesenden dann vor die Tatsache, 
dass der Gemeinderat zu den vom 
Planungsbüro erarbeiteten Varianten 
zwölfmal einen kleinen schwarzen 
Kreis in die Tabelle einfliessen lässt: 
eingekreist, abgeschossen. Zwölf ab-
weichende Beurteilungen durch den 
Gemeinderat, die im Rahmen der zeit-
lich fortgeschrittenen Infoveranstal-
tung nicht genauer erklärt werden. 
Folie 27: «Abschliessende Beratung 
und weiteres Vorgehen … Es sind 
Szenarien weiterzuverfolgen, die … 
auf den Schulstandort Finstersee ver-
zichten.» Der Gemeinderat gibt dann 
bekannt, dass die Schliessung bereits 
beschlossene Sache ist. 

Beschlossene Sache?
Da hilft es nichts, dass in Finstersee 
die Klassengrösse zurzeit bei 19 Kin-

dern liegt, über der Menzinger Richt-
zahl. Es nützt auch nichts, dass die-
se Mehrklassenschule als Perle fürs 

altersdurchmischte Lernen und den 
von der Gemeinde angestrebten Mehr-
klassenunterricht gilt. Es hilft nichts, 
dass im Bericht des Planungsbüros 
steht, der Wegfall des Aussenstand-
ortes Finstersee stelle für den Ortsteil 
einen erheblichen Identitätsverlust 
dar. Es hilft nichts, dass der Gemein-
derat noch keine Vorstellung von der 
zukünftigen Nutzung des Gebäudes in 
der Zone öffentlichen Interesses hat. 
Es nützt nichts, dass die Lobreden 
zum 200-Jahr-Jubiläum der Schule 
Finstersee erst sechs Jahre zurücklie-
gen, auch nicht, dass die erste Schule 
in Finstersee durch die Einwohner in 
Fronarbeit erstellt wurde. Im Bericht 
des Planungsbüros beinhalten die drei 
besten Varianten eine Beibehaltung 
der Schule. Der Gemeinderat hat sich 

«Uf em Wäg do hets en Schnägg, und dä Schnägg, dä tuen i wägg.» Noch 
tönen aus dem Schulhaus Finstersee Kinderlieder, im Werkraum wird ge-
sägt und die Baumhütte draussen auf dem Pausenplatz wird erobert und 
verteidigt, wieder und wieder. Ab Sommer 2016 soll damit Schluss sein. 
Die Menzinger Mehrklassenschule am Aussenstandort Finstersee wird 
aus- und weggespart. Sie fällt einer Schulraumplanung zum Opfer, die in 
Inhalt und Ablauf schwer nachvollziehbar ist. 

für eine «eigene» Variante Schul-
raumplanung entschieden, mit ab-
weichender Beurteilung zu den Vor-
schlägen des Planungsbüros. Das wirft 
Fragen auf und die Alternativen – die 
Grünen Menzingen suchen über eine 
Interpellation Antworten. Wie und 
warum der Gemeinderat zu diesem 
Entscheid kam, bleibt auch nach der 
Einsicht in die Ratsprotokolle unklar. 
In den nächsten Jahren soll im Dorf 
Menzingen ein Schulneubau entste-
hen und die «Villa Neudorf» mit 

Räumlichkeiten für die Spielgruppe, 
Musikschule und Pfadi ersetzen. Ein 
Schulneubau an der vielbefahrenen 
Kantonsstrasse. Vielleicht gilt ab dann 
Tempo 30 mitten im Dorf. Ab Sommer 
2016 ist die Verteilung der Schul-
kinder aus Finstersee auf die Klassen 
im Ortsteil Menzingen geplant. Die 
Gemeinde spart damit die Personal-
kosten einer Klasse. Nur – dass diese 
eine Klasse nicht irgendeine ist. Es 
geht zulasten eines ganzen Ortsteils 
mit dem «pulsierenden» Schulhaus 
im Dörfli Finstersee. Wie heisst es im 
Kinderlied von Bardill mit der Schne-
cke auf dem Schulweg? «… und dä 
Schnägg, dä tueni wägg, will sus öper 
uf na stoht, und ihm so sis Huus ver-
schloot.» So viel Sorgfalt der Kinder 
auf dem Schulweg.  ■

Schulhaus Finstersee: Opfer einer nicht nachvollziehbaren Schulraumplanung.
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die Touristen mehr abgeschreckt als 
angezogen fühlten.»
Dass das hohe Verkehrsaufkommen 
im Südkanton störend ist, geht auch 
aus einer vor kurzem veröffentlichten 
Tessiner Tourismusstudie hervor. In 
dieser wird erwähnt, dass 70 Prozent 
der übernachtenden Gäste mit dem 
Auto anreisen und der Verkehr im 
Tessin auch zum Problem für den 
Tourismus selber wird. 
Im Kanton Uri, in dem sich die Stimm-
berechtigten bereits fünf Mal gegen ei-
nen zweiten Gotthard-Strassentunnel 
ausgesprochen haben, wurden viele 
Unterschriften gesammelt. Im Urkan-
ton stellt sich neben dem Urner Volk 
auch die Regierung klar gegen eine 
zweite Röhre.

Nachteile für die ganze Schweiz
Die negativen Effekte eines weite-
ren Strassentunnels treffen nicht nur 
die beiden hauptbetroffenen Kan-
tone Tessin und Uri. Sie wirken sich 
auf die gesamte Schweiz aus. Eine 
zweite Röhre bedeutet die Ausdeh-
nung der Strassenkapazität von zwei 
auf vier Spuren und somit auch die 
Verdopplung der Anzahl Lastwagen. 
Eine zweite Röhre zieht mehr Verkehr 
an – und dies nicht nur zwischen 
Göschenen und Airolo, sondern auf 
der gesamten Strecke von Basel und 
Schaffhausen bis nach Chiasso.
Dass mit einem zusätzlichen Tunnel 
mehr Sicherheit garantiert wird, ist 
mehr Schein als Sein. Denn wenn 
eine zweite Röhre auch nur drei Pro-
zent mehr Verkehr verursacht, geht 
der Sicherheitsgewinn laut Bera-
tungsstelle für Unfallverhütung (bfu) 
wieder verloren, ja das Risiko für 
Unfälle wird auf den 300 Kilometern 
sogar grösser als zuvor. Für Sergio 
Rossi ist der Bau einer zweiten Röh-

In der Diskussion um den Bau einer 
zweiten Röhre wird das Volk das letz-
te Wort haben – und zwar im nächsten 
Jahr. Mitte Januar 2015 wurden die 
gesammelten Unterschriften des Refe-
rendums offiziell bei der Bundeskanz-
lei in Bern eingereicht. Frohen Mutes, 
mit Begleitmusik und Tessiner Köst-
lichkeiten haben die als Murmeltiere, 
Steinböcke und Gämsen verkleideten 
Alpenschützer auf der Bundesterrasse 
das geschaffte Referendum gefeiert. 
Innerhalb von drei Monaten haben 
über 125000 Frauen und Männer das 
Referendum gegen eine zweite Röhre 
am Gotthard unterschrieben.

Tessiner sind dagegen
Sehr direkt betroffen vom Bau einer 
zweiten Gotthardröhre sind die Kan-
tone Tessin und Uri. Während die 
Tessiner Regierung sich in der Vergan-
genheit vermehrt für ein zweites Loch 
ausgesprochen hat, war die Bevölke-
rung des Südkantons immer gegen 
den Ausbau des Autotunnels. Dieses 
Bild spiegelte sich im Referendum 
wider: Mehr als 10 Prozent aller ge-
sammelten Unterschriften stammten 
aus dem Tessin. Die Kantonsrätin der 
Grünen im Tessin, Greta Gysin, ist 
sich sicher: «Das Tessin wird Nein 
sagen zur zweiten Röhre. Und zwar 
zum dritten Mal. Die Menschen süd-
lich der Alpen freuen sich auf die 
NEAT und wollen keine neue Last-
wagenflut vor ihrer Haustür.» Auch 
Sergio Rossi, gebürtiger Tessiner und 
Professor für Makroökonomie und 
Geldwirtschaft an der Universität Fri-
bourg, sieht die Nachteile eines zwei-
ten Loches für den Südkanton: «Mit 
der zweiten Gotthardröhre würde sich 
die Situation auf der Strasse und die 
Lebensqualität im Tessin verschlech-
tern. Es ginge nicht lange, bis sich 

Zweite Röhre

Doppelt angegriffen 

Daniela Walker, Alpeninitiative | Bild Alpeninitiative

re unter finanzpolitischen Gesichts-
punkten eine reine Geldverschwen-
dung. Die Summen, die am Gotthard 
verlocht würden, wären in anderen 
Mobilitätsprojekten, wie im Agglo-
merationsverkehr, besser investiert. 
Dort, wo täglich Stau herrscht, würde 
der Verkehr weiterhin stocken, zum 
Schaden von Wirtschaft und Umwelt. 
Zum Vergleich: Heute fahren täglich 
durchschnittlich 17000 Fahrzeuge 
durch den Gotthard. Auf der Auto-
bahn rund um Buonas verkehren mit 
knapp 33000 Fahrzeugen pro Tag fast 
doppelt so viele. Rund um Zürich 
sind es abschnittsweise über 140000.

Sabotage der Verlagerungspolitik
Die Abstimmung über eine zweite 
Röhre am Gotthard wird nun also 
2016 stattfinden – im gleichen Jahr, 
wie der Gotthard-Basistunnel eröffnet 
wird. Ab 2016 können dank dem 57,1 
km langen Eisenbahnkorridor noch 
viel mehr Güter auf der Schiene durch 
die Alpen transportiert werden. Pro-
fessor Sergio Rossi weist denn auch 
auf die ökonomischen Vorteile der 
Neuen Eisenbahn-Alpentransversale 
hin: «Die NEAT hat ein enormes 
Wirtschaftspotenzial, weil sie die 
Reisezeiten für Güter und Personen 
auf der Nord-Süd-Achse beträchtlich 
reduziert. Die positive Rückwirkung 
auf den Immobiliensektor liegt auf 
der Hand, es braucht dazu jedoch ein 
nachhaltiges Projekt für eine «Stadt 
Tessin», eingefügt in den Metropo-
litanraum zwischen Lombardei und 
Piemont.»
Angesichts der Eröffnung des Gott-
hard-Basistunnels im nächsten Jahr 
muten die Pläne für eine zweite Röhre 
geradezu absurd an. Dank des längs-
ten Tunnels der Welt werden auf der 
Schiene genug Kapazitäten zur Ver-
fügung stehen, um den Güterverkehr 
konsequent von der Strasse auf die 
Schiene zu verlagern und die Sanie-
rung des bestehenden Strassentun-
nels ohne zweite Röhre effizient und 
kostengünstig zu bewältigen. Eine 
zweite Strassenröhre hingegen ge-

Der Bundesrat will am Gotthard eine zweite Strassenröhre bauen und 
dementsprechend die Transitstrassen-Kapazität im Alpengebiet erhöhen. 
Damit untergräbt er die Verlagerung der Gütertransporte auf die Schiene 
und bedroht den Alpenschutz gleich doppelt. 
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fährdet die gesamte schweizerische 
Verlagerungspolitik. Der Zuger Stän-
derat Peter Bieri, inzwischen zum  
Befürworter eines zweiten Loches 
mutiert, sagte einst treffend: «Auch 
das nationale und internationale Last-
wagengewerbe hat doch schlicht kein 
Interesse mehr, seine Logistik an die 
neue Verkehrspolitik (die Verlage-
rung) anzupassen, wenn wir (mit dem 
Bau einer zweiten Röhre) signalisie-
ren, dass wir ja selber nicht daran 
glauben.»

Doppelte Bedrohung des 
Alpenschutzes
Die Verlagerung des alpenquerenden 
Gütertransitverkehrs auf die Schiene 
wurde 1994 mit dem Alpenschutz-
artikel in die Bundesverfassung auf-
genommen. Die im Verlagerungsziel 
gesetzlich festgehaltene Reduktion 
auf maximal 650000 jährliche Last-
wagenfahrten durch die Alpen sollte 
dabei bis zwei Jahre nach Eröffnung 
des Gotthard-Basistunnels realisiert 
werden. Obwohl gewisse Massnah-
men, wie etwa die Einführung einer 
leistungsabhängigen Schwerverkehrs-
abgabe (LSVA),  Wirkung zeigten, ist 
das Ziel der 650000 Lastwagen pro 
Jahr noch lange nicht erreicht. Fakt 
ist, dass auch heute noch jährlich weit 
mehr als 1,1 Millionen Lastwagen die 
Alpen auf der Strasse passieren. 
Aus dem Versprechen des Bundes-
rates, den Güterverkehr von der 
Strasse auf die Schiene zu verlagern, 
ist also nichts geworden. Im Ge-
genteil – fast unbemerkt versuchen 
Politiker heute den Alpenschutz 
vollständig auszuhebeln. Obwohl 
der Artikel 84 der Bundesverfassung 
den Ausbau der Strassenkapazität 
verbietet, will der Bundesrat einen 
zweiten Strassentunnel am Gotthard. 
Das Gesetz, man dürfe dann nur die 
Hälfte der Kapazitäten nutzen, ist ein 
gänzlich untaugliches Mittel, den 
Alpenschutz zu garantieren. Viel-
mehr würde mit einem Ja zur zwei-
ten Röhre der rote Teppich für die 
Lastwagenlobby ausgerollt. Gleich-

zeitig haben Verkehrsministerin Do-
ris Leuthard und FDP-Kreise bereits 
angedeutet, das Verlagerungsziel von 
650000 jährlichen Lastwagenfahrten 
nach oben korrigieren zu wollen. Die 
Anpassung und Verwässerung des 
Verlagerungsziels würde zusätzlich 
weniger Druck auf die Verlagerung 
auf die Schiene ausüben und wiede-
rum den Strassenverkehr stärken.
Dieses Problem erkennt auch Sergio 
Rossi von der Universität Fribourg. 
Auch für ihn ist klar, dass eine zwei-
te Röhre die Investitionen in die 
NEAT und die Anstrengungen für die 
Verkehrsverlagerung auf die Schiene 
zunichtemachen würden. Eine sol-
che Entwicklung widerspricht einer 
zukunftsfähigen und ökologisch ver-
antwortungsbewussten Verkehrspoli-
tik und gefährdet den Alpenschutz. 
Bleibt zu hoffen, dass im Jahr 2016 
mit einem Nein gegen eine zweite 
Röhre und der Eröffnung des längs-
ten Eisenbahntunnels der Welt die 
Schweiz in der Verlagerungspolitik 
auf Kurs bleibt.  ■

Fröhlich überreicht von Murmeltieren, Steinböcken und Gämsen: 125000 Referen-
dum-Unterschriften.
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Geschichte

Be-deutung

Josef Lang, Historiker | Bild BULLETIN

Die konservative Schweiz begeht im 
laufenden Jahre 700 Jahre Schlacht 
am Morgarten, obwohl diese mit der 
später entstandenen Eidgenossen-
schaft nichts zu tun hat. Weiter be-
geht sie 500 Jahre Schlacht bei Mari-
gnano, obwohl hier keine Neutralität 
begründet wurde. Entscheidender 
für die Geschichte der Eidgenossen-
schaft ist die Besetzung des Aargaus 
1415. Die dadurch entstandenen Ge-
meinen Herrschaften schufen mit den 
gemeinsamen Untertanen die wich-
tigste gemeinsame Aufgabe für die 
Eidgenossen und deren Tagsatzung. 
Und viel bedeutender für die Ge-
schichte der Neutralität ist der Wie-
ner Kongress von 1815, an dem die 
Grossmächte  die Eidgenossenschaft 
zu einem neutralisierten Pufferstaat 
machten.  Noch weniger als mit 1415 
können die Konservativen mit 1915, 
der Zimmerwalder Konferenz der 
europäischen Kriegsgegner, anfan-
gen. 1945 wiederum steht für eine 
Schweiz, welche den Krieg unversehrt 
überstanden hat, nachdem sie den Na-
zis Kriegsgüter und Dienstleis tungen 
zur Verfügung gestellt hatte. 

1315: Gründungszeit ohne 
Eidgenossen
Spätestens seit Roger Sabloniers 
Standardwerk «Gründungszeit ohne 
Eidgenossen» aus dem Jahre 2008 
gehört es zur Allgemeinbildung, 
dass es bei den Konflikten um 1315 
nicht um irgendeine Unabhängig-
keit gegangen war. Auslöser für die 
wahrscheinliche Schlacht waren drei 
Streitigkeiten, welche die Habsbur-
ger um Herzog Leopold ins Gehege 
mit den Schwyzern brachte. Zuerst 
einmal gab es heftige Landfehden 
zwischen dem Kloster Einsiedeln, 
einem Grossgrundbesitzer, und 
den Schwyzer Viehaltern, die un-
ter Landhunger litten. Der grosse 
Marchenstreit führte am 6. Januar 

1413 zu einem brutalen Überfall der 
Schwyzer auf das Kloster Einsiedeln. 
Das durften sich die Habsburger als 
Schirmvögte des Klosters nicht ge-
fallen lassen. 
Beim zweiten Streit, der sich mit 
dem ersten verschränkte, ging es 
um die Beerbung der Rapperswiler 
Herrschaft. Diese hatte auch in den 
Waldstätten ihre Ansprüche und In-
teressen. Um die Nachfolge der Rap-
perswiler kämpften die Habsburger 
gegen Werner von Homburg, der 
sich mit den Schwyzern verbündete. 
Beim dritten Konflikt ging es um den 
Thronstreit zwischen Ludwig dem 
Bayern und Friedrich dem Schönen, 
dem Bruder von Leopold. Schwyz 
hatte sich auf die Seite des Bayern 
geschlagen. Dass es dabei nicht um 
die Verdrängung der Habsburger 
ging, zeigt der Morgartenbrief selber, 
der deren Reichsvogtei anerkannte. 
Es ging den reicher gewordenen ein-
heimischen Eliten  um die Festigung 
ihrer Macht über die Gemeinden und 
gegenüber den Klöstern.

1415: Gründungszeit mit Untertanen
Die Besetzung des habsburgischen 
Aargaus 100 Jahre später durch die 
Berner, Zürcher und die inneren Orte 
geschah auf Einladung des antihabs-
burgischen Königs Sigismund. Die 
Schaffung Gemeiner Herrschaften in 
der Grafschaft Baden und im Freiamt 
und später in der Ostschweiz und im 
Tessin gab den Eidgenossen eine ge-
meinsame Aufgabe, die bis zum Un-
tergang der Alten Eidgenossenschaft 
1798 die wichtigste bleiben sollte. 
Deren Verwaltung war die einzige 
Frage, in der es nicht Einstimmigkeit 
brauchte, sondern in der eine Mehr-
heit reichte. Allein hier vermochte 
die Zusammenarbeit unter den Eid-
genossen eine gewisse Wirksamkeit 
zu entfalten, auch nach der Glaubens-
spaltung.

Warum gewann 1415 nie die Be-
deutung von 1315, obwohl es doch 
viel wichtiger war? Mit 1415 wäre 
die authentischere Geschichte von 
Unterdrückung und Ausbeutung der 
Untertanen, die 1798 vier Fünftel der 
eidgenössischen Bevölkerung stell-
ten, im Fokus gestanden. Und das 
hätte den Mythen der «Befreiungs-
tradition» und dem demokratischen 
Ruf der Landsgemeinden widerspro-
chen.  Es ist bezeichnend, dass der 
mehrheitlich liberale Aargau bei den 
beiden Anläufen zur Gründung eines 
Schweizer Staates, 1798 mit der ge-
scheiterten Helvetik und 1848 mit 
dem gelungenen Bundesstaat, eine 
viel aktivere und positivere Rolle 
gespielt hat als die mehrheitlich kon-
servative Innerschweiz. Jahreszahlen 
wie 1291 und 1315 verleugnen die 
Tatsache, dass die wahren Schweiz-
macher grossmehrheitlich ehemalige 
Untertanen waren. Und dass die 
mehrheitlich konservativen Stadt-
herrschaften und Landsgemeinden, 
die bis 1798 das Sagen gehabt hat-
ten, die Hauptgegner einer modernen 
Schweizer Nation gewesen sind. 

1515: Marignano und der «Men-
schenmarkt»
Marignano wird dargestellt als Ende 
eidgenössischer Grossmachtpolitik 
und Beginn der Neutralität. Aller-
dings dürfte die kurz darauf folgende 
Glaubensspaltung entscheidender 
zur Kühlung des aussenpolitischen 
Übermuts beigetragen haben als die 
verheerende Niederlage vom 14. 
September 1515. Und die Verknüp-
fung von Neutralität und Marignano 
wurde erst 176 Jahre später erfun-
den. 
Eine der wichtigsten Folgen von 
Marignano war, dass «den franzö-
sischen Werbern der Zugang zu Euro-
pas bedeutendstem Menschenmarkt 
geöffnet wurde». Dies schrieb der 
Historiker Jean Jacquart in seiner 
Bio graphie über den siegreichen Kö-
nig Franz I. Fortan führte die Eidge-
nossenschaft – abgesehen von der 

Welche der Daten aus der Reihe 1315 – 1415 – 1515 – 1615 – 1915 – 1945 sind 
bedeutend? Welche bedeutungslos? Und welche mehrdeutig? 
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besonders beschämend, dass dieses 
30000 Flüchtlinge in den sicheren 
Tod zurückgeschickt hat.
Bei den Erinnerungsfeiern an das 
Ende des Krieges dürfen wir zwei  
aussereuropäische Tragödien nicht 
vergessen. Die eine heisst Hiroshima 
und Nagasaki. Heute gibt es kei-
ne ernsthaften Stimmen mehr, die 
behaupten, der Einsatz der Atom-
bomben durch die USA sei für die 
Bodigung des japanischen Milita-
rismus notwendig gewesen. Es ist 
vor allem darum gegangen, die Insel 
ohne sowjetische Beteiligung zu be-
freien. Die andere Tragödie heisst 
Sétif. Am genau gleichen Tag, an dem 
Europa das Ende der faschistischen 
Gewalt feierte, verübten französische 
Truppen im nordalgerischen Sétif  
ein grausames Massaker, das laut 
algerischen Angaben 45000 Men-
schen das Leben kostete. Unter den 
meist muslimischen Opfern waren 
etliche Soldaten, die in französischer 
Uniform gegen die Nazis gekämpft 
hatten. 
Mögen all die Gedenkanlässe dazu bei-
tragen, nationalistischen und abend-
ländischen Dünkel zu hinterfragen 
und zu bekämpfen! Nur so dienen jene 
dem Frieden!  ■

Bernischen Besetzung der Waadt – 
keine eigenen Kriege mehr ennet der 
eigenen Grenzen. Aber sie fütterte 
jene mit Söldnern. Gemäss dem Zür-
cher Pfarrer und Statisten Heinrich 
Waser, der ein entschiedener Gegner 
der Reisläuferei gewesen ist und 1780 
als Aufklärer hingerichtet wurde, ha-
ben bis zu seiner Zeit 1,1 Millionen 
Schweizer Söldner Frankreichs Mo-
narchie gedient. Nur ein Drittel  von 
ihnen ist unversehrt zurückgekehrt. 
Mit dem Pensionenwesen ist eine 
kleine Minderheit von Kriegsunter-
nehmern sehr reich geworden.

1915: Die Schweiz 
und das «Menschen-
schlachthaus»
Damit wären wir beim  
ersten Weltkrieg, der 
zwanzig Millionen 
Menschen das Leben 
kostete. Das «Men-
schenschlachthaus», 
wie der Titel eines pro-
phetischen Romans aus 
dem Jahre 1912 lautete, 
wurde aus der Schweiz 
mit Waffen beliefert. 
1917 hat der Bundesrat 
festgehalten, dass «ein 
grosser Teil der schwei-
zerischen Maschinen-
industrie zur eigent-
lichen Kriegs   industrie» 
geworden sei. Gegen 
das Massenmorden, 
das auch hie sige Pro-
fiteure sehr reich 
mach  te, organisierte 
der Sozialistenführer 
Robert Grimm Zusam-
menkünfte der europä-
ischen Kriegsgegner in 
den Schweizer Alpen. 
Frie denskonferenzen 
wie die vom September 
1915 in Zimmerwald 
und die vom April 1916 
in Kiental entsprechen 
dem universalistischen 
Gehalt, den die Neutra-
lität auch haben kann. 

Die Schweiz war damals auch das 
Land, in dem und aus dem am stärk-
sten gegen den Krieg und für den 
Frieden gewirkt wurde.

Die zwei Seiten des 8. Mai 1945
Die Kapitulation des Deutschen 
Reiches am 8. Mai 1945 bedeute-
te die Befreiung Europas vom Fa-
schismus. Millionen sowjetischer, 
amerikanischer, britischer, aber auch 
asiatischer und afrikanischer Sol-
daten haben dafür mit ihrem Leben 
bezahlt. Gerade weil sie auch für 
unser Land gestorben sind, ist es 

Morgarten: Die konservative Schweiz begeht im lau-
fenden Jahre 700 Jahre Schlacht am Morgarten, obwohl 
diese mit der später entstandenen Eidgenossenschaft 
nichts zu tun hat.
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vollen Rohstoff «Gold der Kuh» zu 
veredeln. Der Biobauer und Natur-
wissenschaftler Gian-Carlo Keller 
gründete mit Marc-René Paravicini, 
Naturheilpraktiker und Architekt, 
die Firma SwissBioColostrum AG. 
Sie verwenden ausschliesslich Im-
munmilch von Biobetrieben. Sie 

sammeln jährlich 2000 Liter Knos-
pe- und Demeter-Kolostrum in etwa 
50 Schweizer Betrieben ein.
Der Zuschuss, der bei grösseren Lie-
feranten über 3000 Franken betra-
gen kann, hat beim Jury-Entscheid 
für SwissBioColostrum eine Rolle 
gespielt. Sonst wäre es uns noch 
schwerer gefallen, unter den 9 Pro-
jekten das stärkste auszuwählen. 
Für Jean-Claude Cattin, Vertreter der 
Chemins du Bio, für Samuel Krähen-
bühl, Chefredaktor des «Schweizer 
Bauern», für Urs Brändli, Präsident 
von BioSuisse, für Andreas Käser-
mann, Leiter der Medienstelle Bio-
Suisse, und für mich lautete das 
stärkste Argument aber: Fertig mit 
Food-Waste, kein Kuh-Gold mehr in 
die Gülle!

Paracelsus, der als Arzt viel von Ge-
sundheit verstand und als Philosoph 
seine Einsichten leicht auf den Be-
griff brachte, hat nicht nur den Satz 
geprägt: «Die Dosis macht das Gift.» 
Er hat eine viel wichtigere Aussage 
gemacht: «Der Tod sitzt im Darm.» 
Der Darm ist Ausgangspunkt für zahl-
reiche Erkrankungen. 80 
Prozent unseres Immun-
systems liegen in unserem 
Darm begründet.

Naturheilmittel 
Colostrum
Glücklicherweise gibt es 
für Aufbau, Stärkung und 
Wahrung dieses Immunsys-
tems ein kolossales Mittel 
mit dem lateinischen Na-
men Colostrum. Es wird 
auch Erstmilch, Vormilch, 
Kolostralmilch, bei Kühen, 
Schafen und Ziegen auch 
Biestmilch, Biemst oder 
Brieschmilch genannt. Das 
Kolostrum enthält eine 
riesige Vielfalt von wirksamen In-
gredienzien wie Immunglobuline, 
Wachstumsfaktoren, Vitamine, Mi-
neralstoffe und Aminosäuren. Es ent-
hält in sich die Vorzüge des Minera-
lischen, Pflanzlichen und Tierischen 
und ist deshalb ein vielseitiges Na-
turheilmittel.
Auf vielen Bauernhöfen hat man die 
überflüssige Biestmilch ins Gülleloch 
geschüttet. Das war die Regel. Nur 
ausnahmsweise hat ein Bauer für den 
Ernstfall, dass eine Mutterkuh keine 
Milch abgibt oder stirbt, Biestmilch 
aufbewahrt. Bekanntlich ist ein Kalb 
ohne Kolostrum kaum lebensfähig.

Fertig mit Food-Waste!
Seit sechs Jahren haben die Bio-
Betriebe die Möglichkeit, den wert-

Ausgezeichnet

Das Gold der Kuh 

Jo Lang, Historiker und Vizepräsident Grüne Schweiz | Bild Bio Suisse

Ein edles Produkt
Die Produkte der SwissBioColo-
strum gelangen über Drogerien 
und Apotheken, Naturheilpraktiker 
und Ärztpraxen unter der Marke 
QuraDea an die KonsumentInnen. 
Mit China und Taiwan besteht ein 
Exklusivvertrag mit regelmässigen 
Lieferungen. Allerdings ist es das 
Ziel von SwissBioColostrum, das 
edle Produkt im Land selber zu ver-
kaufen.
Den Ablauf aus bäuerlich-betrieb-
licher Sicht habe ich mir von Martin 

Hümbelin, einem Deme-
ter-Bauern aus dem So-
lothurner Jura, erklären 
lassen. Hümbelin betreibt 
für vier weitere Demeter-
Bauern aus der Gegend 
ein Kühlraum-Depot. Un-
gefähr alle vier Monate 
kommt Gian-Carlo Keller 
persönlich vorbei und holt 
40 bis 50 PET-Flaschen 
Kolostrum à 1,5 Liter ab.
Nachdem eine Kuh ge-
kalbt und der Bauer sie 
angerüstet und gemolken 
hat, füllt er PET-Flaschen 

mit jenem Rest an Biest-
milch ab, den das Kalb 
innerhalb der ersten zwölf 

Stunden nicht zu trinken vermag. 
Die PET-Flaschen werden ihm von 
der SwissBioColostrum zur Verfü-
gung gestellt. Der Bauer füllt ein 
kleines Proberöhrchen ab und 
schreibt auf eine vorgedruckte Eti-
kette die Ohrmarken-Nummer der 
Kuh. Flasche und Röhrchen werden 
eingefroren. Weiter haben sie ein 
«Kontrollblatt Melkung» auszufül-
len, das gleichzeitig als Lieferschein 
dient.
Mit diesem achten Förderpreis von 
Bio Suisse zeichnen wir ein Projekt 
aus, zu dem man sich fragt: Wa-
rum entstand es erst 2008? Höchste 
Zeit, dass SwissBioColostrum 2014 
von Bio Suisse geehrt und gefördert 
wird. Paracelsus würde sicher mit-
gratulieren.  ■

An der Delegiertenversammlung von Bio Suisse wurde am 12. November 
2014 die Chamer Firma SwissBioColostrum mit dem Grand Prix Bio Suis-
se Förderpreis geehrt. Hier ein Auszug aus der Laudatio Jo Langs, Jury-
präsident Grand Prix Bio Suisse.

Die prämierten Gian-Carlo Keller und Marc-René Paravicini 
zusammen mit Jo Lang.
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Bereich stieg an und die Durchlässig-
keit der Systeme wurde weiter aus-
gebaut. So hat sich die Anzahl der 
Studierenden seit 1990 verdreifacht, 
von gut 85000 auf knapp 260000 im 
Jahr 2009. Diese Zahlen veranlassen 
einen, davon auszugehen, dass der 

Zugang zur Bildung im tertiären 
Bereich einfacher geworden ist. Die 
Entwicklung des Stipendienwesens 
in der Schweiz lässt diesen Schluss 
allerdings nicht zu. Das gesamt-
schweizerische Stipendien volumen 
hat seit 1993 inflationsbereinigt 
um fast einen Viertel abgenommen. 
Gleichzeitig nimmt die Erwerbstä-

Abstimmung

Gute Bildung für alle!

Luisa Jakob, Kampagnenteam Stipendieninitiative | Bild VSS

Ein Stipendium, das ist ein finan-
zieller Zuschuss für junge Leute 
aus Familien mit wenig Geld, damit 
sie die Ausbildung machen können, 
die am besten zu ihnen passt. Ein 
Stipendium bekommt z. B. die jun-
ge Nidwaldner Polymechanikerin 
aus einer kinderreichen Familie mit 
wenig Einkommen, die eine Wei-
terbildung zur Maschinenbauerin 
an der höheren Fachschule machen 
will. Aber natürlich auch ein Me-
dizinstudent, welcher das Studium 
direkt an seinen Maturaabschluss 
anhängt. Was viele nicht wissen: Sti-
pendien sind nicht nur für ein Uni-
versitätsstudium, sondern für alle 
Aus- und Weiterbildungen auf der 
tertiären Stufe. Mit einem faireren 
Stipendien wesen kann verhindert 
werden, dass sich die junge Nid-
waldnerin aus dem obigen Beispiel 
aus finanziellen Gründen gegen eine 
Weiterbildung entscheidet. Das er-
möglicht einen verbesserten Zugang 
zur Bildung und sorgt auch für den 
dringend benötigten Nachwuchs. 
Denn heute ist ein Studium anders 
als früher. Viele studieren an einer 
Fachhochschule, an der prinzipiell 
Vollzeit oder berufsbegleitend stu-
diert wird. Aber auch an den ETHs 
und Universitäten gibt es die Ten-
denz zum Vollzeitstudium, dieses 
mit einer Nebenerwerbstätigkeit zu 
vereinbaren ist schwierig.
 
Mehr Studierende, weniger 
Stipendien
Ein kleiner historischer Rückblick 
verdeutlicht die heutige Problema-
tik. Die schweizerische Bildungs-
landschaft hat sich in den letzten 
20 Jahren stark verändert. Es kamen 
neue Hochschultypen hinzu, die An-
zahl der Studierenden im tertiären 

Die vom VS, Verein der Schweizer Studentenschaften, lancierte Stipen-
dieninitiative will die Regeln für tertiäre Ausbildungen schweizweit 
vereinheitlichen. Davon profitieren nicht nur junge Leute, sondern auch 
gestandene Berufsleute, die beispielsweise die Meisterprüfung absolvie-
ren wollen. 

tigkeit der Studierenden stark zu, 77 
Prozent der Studierenden arbeiten 
neben dem Studium.

Initiative fordert Harmonisierung
Eine weitere Problematik ist die 
föderalistische Ausgestaltung des 
schweizerischen Stipendienwesens. 
Die Kriterien für die Stipendien-
berechtigung, der Stipendienumfang 
und die Anzahl Stipendienberech-
tigter unterscheiden sich von Kan-
ton zu Kanton. So erhalten bei-
spielsweise im Kanton Nidwalden 
nur 0,4 Prozent der Wohnbevölke-
rung ein Stipendium. Dieses beträgt 
dann auch nur durchschnittlich 
6000 Franken. Während hingegen 
im Kanton Waadt etwas mehr als 
0,8 Prozent der Bevölkerung ein Sti-
pendium erhalten und dieses durch-
schnittlich über 9500 Franken liegt. 
Die Stipendieninitiative fordert da-
her einerseits die Vergabe von Sti-
pendien schweizweit einheitlich zu 
regeln und andererseits festzulegen, 
dass ein Stipendium den minimalen 
Lebensstandard decken muss. Sie 
fordert, dass der Staat seiner Auf-
gabe – für einen freien Zugang zur 
Bildung nach Fähigkeiten und nicht 
nach finanziellem Hintergrund zu 
sorgen – nachkommt. 
 
Ja zur Stipendieninitiative!
Es ist zudem ein bedenklicher Trend 
hin zur Privatisierung des Stipendien-
wesens zu beobachten, wie beispiels-
weise im Kanton Luzern. Umso mehr 
braucht es nun eine nationale Lösung, 
die Mindestvorgaben beinhaltet. Es 
kann nicht sein, dass man sich einer-
seits über den Mangel an Fachkräften 
beklagt und auf der anderen Seite 
nicht in die Ausbildung investiert. 
Die Stipendieninitiative setzt genau 
dort an und trägt somit zur Chancen-
gleichheit bei.  ■

«Stipendien sind kein Glücksspiel» – 
Aktion des VSS an der Universität 
Zürich. 
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Präimplantationsdiagnostik 

Baby nach Mass?

Franziska Felder, Leiterin Studienbereich Gesellschaft und Behinderung an der 
Paulus-Akademie, Zürich | Bild BULLETIN

Das Gesetz sieht vor, dass nicht nur 
Paare, die von schwerer Erbkrankheit 
betroffen sind, Embryonen im Rea-
genzglas testen lassen können, son-
dern alle Paare, die sich einer künst-
lichen Befruchtung unterziehen. 
Bei solchen Screenings ist es also 
auch möglich, spontan auftretende 
Genmutationen wie beispielsweise 
Trisomie 21 zu testen. Damit geht 
der geplante Gesetzestext deutlich 
weiter als ursprünglich vom Bun-
desrat angedacht. Dieser hatte eine 
restriktive Regelung vorgeschlagen, 
wonach nur ein Test auf bestimmte 
Erbkrankheiten bei entsprechend vor-
belasteten Paaren erlaubt gewesen 
wäre. 

Bedenken und …
Die Gegner der PID haben folgende 
Bedenken und Gründe für ihre Po-
sition: Sie argumentieren, dass die 
PID eine Selektion menschlichen 
Lebens darstellt, die letztlich auf 
einem Werturteil über behindertes 
Leben beruht. Schliesslich bedeute 
die PID eine Selektion befruchteter 
Eizellen hinsichtlich verschiedener 
Aspekte, darunter vorgeburtlich dia-
gnostizierbare Behinderungen wie 
beispielsweise Trisomie 21. Damit, 
so argumentieren die Gegner, werde 
angenommen, dass es besser sei, ein 
behindertes Kind käme gar nicht zur 
Welt. Sie befürchten darüber hinaus, 
dass im Zuge einer Verbreitung und 
flächendeckenden Anwendung der 
PID auch der gesellschaftliche Druck 
auf bereits lebende Menschen mit 
den entsprechenden Behinderungen 
steigt und damit deren Würde ge-
fährdet ist. Dieses «Argument der 
schiefen Ebene» ist ein auf die Zu-
kunft gerichtetes Argument, das die 

Befürchtung äussert, dass eine Libe-
ralisierung der Selektion menschli-
chen Lebens zu einer Abnahme von 
Solidarität in der Gesellschaft führt, 
und dass am Ende dieses Entsoli-
darisierungsprozesses gar das Recht 
auf Leben für behinderte Menschen 
bezweifelt wird. Und noch eine wei-
tere Sorge der Gegner ist zukunfts-
gerichtet: Öffnet die PID Tür und 
Tor für sogenannte Designerbabys? 
Es ist medizinisch ja nicht nur mög-
lich, Embryonen auf vererbte Be-
hinderungen oder Genmutationen zu 
testen, sondern (allerdings in der 
Vorlage ausgeschlossen) auch auf As-
pekte wie Geschlecht. Wird es also in 
Zukunft möglich sein, sich ein Baby 
nach Mass zu kreieren, ausgestattet 
mit dem gewünschten Geschlecht 
oder der präferierten Augenfarbe? 
Gerade von konservativer und kirch-
licher Seite wird darüber hinaus noch 
eine weitere Frage gestellt: Wird mit 
der PID das Recht auf Leben eines 
Embryos verletzt? 

… Chancen?
Die Befürworter der PID argumen-
tieren vorwiegend damit, dass das 
Vorliegen einer Behinderung, gerade 
einer schweren Erbkrankheit, zu un-
verhältnismässigen Belastungen für 
die Eltern und zu schwerem Leid 
bei mit solchen Behinderungen ge-
borenen Kindern führen kann. Aus 
diesem Grund solle der Staat Paaren 
bei einer künstlichen Befruchtung 
die Möglichkeit zur Selektion gesun-
der Embryonen geben. Gegenüber 
der bereits jetzt erlaubten pränatalen 
Diagnostik PND, die beim Vorliegen 
einer diagnostizierten Behinderung 
häufig zu Abtreibungen führt, könne 
darüber hinaus das Leid einer Ab-

treibung für die Frau und das Paar 
vermieden werden. Nach Ansicht der 
Befürworter der PID stellt also diese 
medizinische Massnahme eine mo-
ralische Verbesserung gegenüber der 
PND dar. Darüber hinaus argumen-
tieren die Befürworter, dass die PID 
ein Recht für die Eltern impliziert, 
nicht aber eine Pflicht. Tatsächlich 
wird bei Annahme des PID-Gesetzes 
niemand gezwungen, eine künstliche 
Befruchtung und darüber hinaus se-
lektive, diagnostische medizinische 
Massnahmen in Anspruch zu neh-
men. Gerade gegen konservative und 
kirchliche Kreise wird weiter von 
BefürworterInnenseite argumentiert, 
dass bei einer Gleichsetzung der Tö-
tung einer befruchteten Eizelle oder 
eines Embryos mit der Verletzung des 
Rechts auf Leben und Würde dieser 
Wesen auch andere Massnahmen, 
beispielsweise der Gebrauch einer 
Spirale zur Verhütung oder die Pille 
danach, bereits moralisch verwerf-
liche Handlungen wären. Jegliche 
Verhütungsmittel, welche die Ein-
nistung befruchteter Eizellen verun-
möglichen, wie auch Abtreibungen, 
müssten mit dieser Argumentation 
in jedem Falle verboten sein. Das ist 
aber eine Position, auf die sich nur 
sehr wenige Menschen stellen. So 
hat sich in unserer Gesellschaft die 
Auffassung durchgesetzt, dass das 
Recht der Frau auf Wahrung ihrer 
Würde und psychischen Integrität 
(beispielsweise bei einer Schwan-
gerschaft nach einer Vergewaltigung) 
mehr zählt als das Recht einer be-
fruchteten Eizelle auf Leben. 

Selektionskriterien
Auch bestreiten die Befürworter der 
PID, dass aus der Entscheidung zu-
künftiger Eltern, lieber einen gesun-
den Embryo einzupflanzen statt eines 
kranken oder behinderten, zwangs-
läufig ein Urteil über lebenswertes 
oder nicht lebenswertes Leben impli-
ziert sei. Und tatsächlich scheint es 
vereinbar zu sein, sich beispielsweise 
lieber ein Leben ohne Chromosomen-

Am 14. Juni stimmt das Schweizer Stimmvolk über die Zulassung der 
Präimplantationsdiagnostik (PID) ab. Entschieden werden soll, ob das 
derzeit in der Schweiz bestehende Präimplantationsdiagnostik-Verbot bei 
einer künstlichen Befruchtung aufgehoben wird. Sagt das Volk Ja, dann 
tritt das PID-Gesetz in Kraft. 
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störung zu wünschen und gleich-
zeitig das Leben von betroffenen 
Menschen für lebenswert zu halten 
und ihre bessere gesellschaftliche 
Integration zu fordern. Zutreffend 
scheint allerdings dennoch, dass der 
Staat mit der Liberalisierung der PID 
gewissermassen signalisiert, dass 
beispielsweise eine Chromosomen-
störung ein relevantes und legitimes 
Kriterium für eine Selektion darstellt, 
während es die Augenfarbe oder das 
Geschlecht nicht ist. In einem wich-
tigen Punkt aber unterscheidet sich 
die mit der PID verbundene neue, 
liberale Form der Eugenik von ei-
ner Eugenik, wie sie beispielsweise 
im 19. Jahrhundert verbreitet war: 
Sie wird nicht staatlich verordnet, 
sondern sie entspricht individuellen 
Rechten von Personen. Diese kön-
nen die medizinischen Massnahmen 
wie vorgeburtliche Diagnostik oder 
künstliche Befruchtung in Anspruch 
nehmen, sie müssen aber nicht. Der 
Staat stellt Paaren damit gewisser-
massen die medizinischen Möglich-
keiten zur Verfügung, indem er recht-
liche Bereiche eröffnet, er zwingt sie 
aber gleichzeitig nicht, diese Mög-
lichkeiten in Anspruch zu nehmen. 

Hohe Komplexität
Die verschiedenen Argumente, die 
von Gegnern wie Befürwortern der 
PID in die Debatte eingebracht wer-
den, weisen auf eine komplexe Sach-
lage hin. Das zeigt sich beispielsweise 
beim von den Gegnern eingebrachten 
«Argument der schiefen Ebene», das 
ein Abnehmen gesellschaftlicher So-
lidarität mit behinderten Menschen 
und deren Angehörigen zum Inhalt 
hat. Nicht nur dürfte es sehr schwie-
rig sein, eine erfolgte Abnahme ge-
sellschaftlicher Solidarität originär 
auf eine medizinische Massnahme 
wie die PID zurückzuführen. Da das 
Argument darüber hinaus Aussagen 
über die Zukunft macht, ist zum 
jetzigen Zeitpunkt auch schwierig 
abzusehen, ob die befürchtete Ent-
wicklung tatsächlich eintrifft. Den-

noch sollte das Argument respektive 
die dahinter stehende Befürchtung 
auch nicht zu leichtfertig als absurd 
und mit dem Hinweis, es handle sich 
dabei ja nur um Rechte und nicht um 
Pflichten, abgetan werden. Denn die 
von den Befürwortern der PID vorge-
brachten Gründe, eine Behinderung 
stelle je nachdem eine unzumutbare 
Belastung für die Eltern dar und füh-
re darüber hinaus beim Kind zu gros-
sem Leid, entspricht ja nicht nur ei-
ner individuellen Wahrnehmung und 
Entscheidung eines Paares, losgelöst 
von gesellschaftlichen Bezügen. Im 
Gegenteil. Die Wahrnehmung, ein 
Leben mit Behinderung sei vor allem 
ein schwieriges, leidvolles Leben 
und müsse daher nach Möglichkeiten 
verhindert werden, wird auch ge-
sellschaftlich geprägt. Und die per-
sönliche Beantwortung der Frage, ob 
ein behindertes Kind vor allem eine 
Belastung darstellt oder eine Berei-
cherung des eigenen Lebens, hängt 
für ein Paar mit Kinderwunsch nicht 
zuletzt davon ab, welche Unterstüt-
zung es mit einem behinderten Kind 
aus dem eigenen Umfeld und von der 
Gesellschaft erfahren würde.  ■

Die Präimplantationsdiagnostik: Eine Debatte vor dem Hintergrund einer komplexen 
Sachlage! 
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Palliative Care

Würdevoll sterben – aber 
wie und wo?
Paul Iten, Gemeinderat und Sozialvorsteher Oberägeri | Bild Palliative 
Zentralschweiz

Das Brückendienst-Angebot heisst 
Palliativ Care. Jede Umfrage zeigt, 
dass über 80 Prozent der Menschen 
zu Hause sterben möchten. Palliativ 
Care sei zu teuer, heisst es. Da stellen 
sich schon einige Fragen, zumal jeder 
von uns wohl einmal wird sterben 
müssen.
Es gibt eine nationale Strategie, wel-
che definiert, dass medizinische und 
pflegerische Angebote für mehr Le-
bensqualität in der letzten Lebens-
phase zur Verfügung stehen sollten. 
Heute sterben jährlich 60000 Men-
schen in der Schweiz. Laut Bundes-
amt für Statistik werden im Jahre 
2050 in der Schweiz über 90000 Men-
schen jährlich sterben. 90 Prozent der 
Sterbenden verlassen diese Welt nach 
einer längeren Pflegephase. 

Und im Kanton Zug?
Auch im Kanton Zug sind 
viele Vereine und Institu-
tionen darum bemüht, dass 
Be troffenen optimale Lin-
derung ermöglicht wird. 
Auch in unserer Region 
möchte man eine gute Le-
bensqualität in dieser letz-
ten Phase des Lebens bei-
behalten. Aber auch hier 
fragt man sich, wer das 
bezahlen soll. Seit dem 
1. Januar 2015 sind die 
Gemeinden für die Pflege 
der Patienten ausserhalb 
des Spitals zuständig. Die 
Sozialvorsteher-Konferenz 
diskutiert deshalb zurzeit 
eine mögliche Finanzie-
rung. Sie strebt auch eine 
Koordination der vielsei-
tigen Angebote an.
Für die Finanzierung muss 
nun genau definiert wer-
den, welche Leistungen 
über wen abgerechnet 

werden müssen – wofür die Kassen, 
der Kanton, die Gemeinden oder die 
Patien ten zuständig sind.

Verschiedene Institutionen
Heute schon wird sehr viel gute 
Arbeit geleistet. Es ist richtig, wenn 
dies koordiniert und verbessert wird. 
Das Sterben darf aber nicht über-
professionalisiert werden. Bei uns 
werden viele Menschen von ihren 
Angehörigen und auch von Freiwil-
ligen sehr gut in den Tod begleitet. 
Wir haben im Kanton Zug viele 
Institutionen, welche sich der Men-
schen in der letzten Lebensphase 
annehmen. Der Verein Palliativ 
Zug zum Beispiel informiert die 
Öffentlichkeit über die Anliegen der 
Palliative Care. Dieser Verein orga-

nisiert Veranstaltungen und Infor-
mationen über Bedingungen und 
Möglichkeiten, damit bis zum Tod 
ein würdevolles und lebenswertes 
Leben geführt werden kann. Er hat 
sich auch eingesetzt, dass in der 
Zentralschweiz ein Sterbehospiz ge-
schaffen wird. 
Ein weiterer Verein Hospiz Zug wur-
de 1992 gegründet mit dem Ziel, 
schwerkranken und sterbenden 
Menschen und ihren Nahestehen-
den in der letzten Lebensphase un-
terstützend zur Seite zu stehen, um 
ihre Lebensqualität zu verbessern. 
Freiwillige helfen den Sterbenden 
und Angehörigen spirituell und in 
vielen Gesprächen. 
Spitex Zug schliesslich hilft den 
Menschen in dieser letzten Lebens-
phase mit Fachpersonal und Pfle-
ge. Für Sterbende bietet Spitex Zug 
inzwischen auch nachts Pflege an, 
um den kranken Menschen und den 
Angehörigen helfen zu können. Zu-
dem hat der Kanton Zug auch Betten 
in der Palliativstation in Affoltern 
am Albis reserviert. Rund 50 Zuger 
werden im Säuliamt auf spezielle 
Art betreut und gepflegt. Hier findet 
auch eine medizinische Betreuung 
statt. 

Grosse Ausstellung
Eine Gesellschaft, die alles unter-
nimmt, damit Frühgeburten überle-
ben, sollte es doch auch schaffen, 
Menschen dann beizustehen, wenn 
sie an ihrem Lebensende angekom-
men sind. Dann sollte man sich nicht 
als überflüssig vorkommen müssen 
und noch lebenswerte Tage im Kreise 
der Familie erleben dürfen.
Der Verein Palliative Zentralschweiz 
hat eine Wanderausstellung zum 
Thema Palliative Care lanciert. Die-
se will die Öffentlichkeit sensibili-
sieren. Diese Ausstellung wandert 
durch alle sechs Zentralschweizer 
Kantone. In Zug wird sie vom 29. 
März bis zum 3. April 2015 im Al-
ters- und Pflegezentrum Neustadt 
Zug zu sehen sein.  ■

Im Kanton Luzern haben zehn Gemeinden aus Spargründen beschlossen, 
aus dem Brückendienst auszusteigen. Der Brückendienst bietet unheilbar 
Kranken eine Betreuung, damit sie zu Hause sterben können. Wie reagiert 
die Politik? 

Wander aus stellung 
Palliative Care
—

28. März – 3. April 2015
Alterszentrum Neustadt
Bundesstrasse 4,  Zug
—

Rahmenprogramm während der Ausstellung:
 
Vernissage
Samstag, 28. 3.2015, 15.00 Uhr
Eröff nungsrede und musikalische Umrahmung

Stille & Worte
Sonntag , 29. 3.2015 bis Donnerstag,  2.4.2015, 13.00  – 13.30 Uhr
Tägliches Angebot zur gemeinsamen Besinnung

Nahe sein in schwerer Zeit
Sonntag, 29. 3.2015, 16.30  – 17.30 Uhr
Vorstellung der Seelsorgebegleitung in der Palliative Care

Dokumentar� lm «Chrigu»
Montag, 30.3.2015, 19.00 Uhr, im  Burgbachsaal Zug
Ein bewegendes Dokument über ein kurzes Leben

Generalversammlung Palliativ Zug
Dienstag, 31.3.2015, 18.00 Uhr
Danach um 19.30 Uhr ö� entlicher Vortrag «Sterbe, wer will?»

Welt-Café
Mittwoch, 1.4.2015, 18.30 – 20.00 Uhr
Ein spielerischer Austausch über die Gestaltung des Lebensendes

Finissage
Karfreitag, 3.4.2015, 11.00 Uhr
Kammerchor der Kantorei Zug
Texte & Musik zum Thema «Trauer–Abschied–Hoff nung» 

Ö� nungszeiten 
 28.3. 15.00 – 19.00
 29.3.  9.00 – 19.00
 30.3.  9.00 – 19.00
 31.3.  9.00 – 19.00 
 1.4.  9.00 – 19.00
 2.4.  9.00 – 19.00
 3.4.  9.00 – 14.00
Betreuung der Ausstellung: 

13.00 – 16.00 

Die Ausstellung ist im Besitz der 
Sektion palliative ostschweiz.

www.palliative-ostschweiz.ch
info @ palliative-ostschweiz.ch

Unterstützen Sie die Wanderausstellung:
IBAN: CH 30 0078 7007 7114 0760 2 | PC Konto: 80-192-9 

Vermerk: Palliativ Zug/Wanderausstellung
www.palliativ-zug.ch / info@palliativ-zug.ch
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tion und auf ein gemeinsames Sor-
gerecht. Ob Dina oder Lukas, welche 
alleinerziehend sind. Sie haben ein 
Recht auf ein selbstbestimmtes Le-
ben, welches nicht an der Armuts-
grenze stattfindet. Ob Pascal, welcher 
frischgebackener Vater ist. Er hat ein 
Recht auf seine Rolle als verantwor-
tungsvoller Vater mit mehr Teilzeit-
arbeit, mehr Verantwortung in der 
Kinderbetreuung und somit einer 
aktiven Vaterschaft. Ob Rafael und 
Maria, die eine Patchwork-Familie 
bilden: Sie wollen, dass ihre Rolle 
als Stiefeltern anerkannt ist. Ob Lisa 
und Frédéric, welche unverheiratet 
sind, drei Kinder haben und Teilzeit 
arbeiten möchten. Und zwar beide, 
nicht nur Lisa. Alle diese Beispiele 
– frei kombinierbar – gehören in 
unsere Gesellschaft, und noch viele 
mehr. Und deshalb brauchen wir eine 
familienpolitische Reform, welche es 
jedem Familienmodell ermöglicht, 
ein wirtschaftlich abgesichertes Le-
ben zu führen:
• Familienrecht anpassen, insbe-

sondere das Adoptions- und 
Eherecht für gleichgeschlechtli-
che Paare

• Care-Arbeit bei Unterhalts- und 
Vorsorgeregelungen berücksichti-
gen

• Steuerabzüge ersetzen durch ein 
sozial gerechteres Zulagensystem; 
Lohngleichheit und Individualbe-
steuerung

• Elternurlaub, welcher beide oder 
mehrere Elternteile gleichberech-
tigt und gleich fördert

• Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie fördern, mit innovativen 
und familienfreundlicheren 
Ausbildungs- und Arbeitsmodel-
len (z.B. Jobsharing, flexible 

Familienpolitik

Familiendiversität ist 
schön!
Aline Trede, Nationalrätin Grüne | Bild BULLETIN

Familienpolitik muss gut koordi-
niert sein. Sie soll der Gleichstellung 
dienen, die Generationensolidarität 
fes tigen und die Chancengleichheit 
stärken. Sie soll Armut verhindern 
und Lebensqualität fördern. Jedem 
Menschen steht ein Familienleben 
nach seiner eigener sexuellen Orien-
tierung zu, ohne diskriminiert oder 
verurteilt zu werden. Jeder Mensch 
soll die nötige Zeit und Ressourcen 
für seine eigenen Kinder zur Verfü-
gung haben.

Noch eine schreckliche 
CVP-Initiative
Die zweite «Familieninitiative» der 
CVP gegen die Heiratsstrafe ist die 
nächste familienpolitische Vorlage, 
welche vors Volk kommt. Sie schreibt 
die Ehe als eine Verbindung von 
Mann und Frau vor. Diese Modell-
vorstellung ist total veraltet und ent-
spricht überhaupt nicht mehr der Rea-
lität. In der CVP-Vorstellung heisst 
Familie: Vater, Mutter und zwei Kin-
der. Das ist ein schönes Bild für den 
goldenen, verstaubten Bilderrahmen, 
aber nicht für die heutige moderne 
Zeit. Jegliche gleichgeschlechtliche 
Beziehungen wären von der Heirats-
strafbefreiung ausgeschlossen. Die 
CVP hat unterdessen selber gemerkt, 
dass sie an ihrer Wählerbasis vorbei-
politisiert und schlägt einen Gegen-
vorschlag zu ihrer eigenen Initiative 
vor, welche die Ehe nicht mehr expli-
zit nennt und definiert. Wir können 
also noch hoffen.

Familiendiversität ist längst Realität
Ob nun Sophie und Alisa zusam-
men Kinder haben, oder Felix und 
Raoul – sie und ihre Kinder haben 
ein Recht auf eine Ehe, auf Adop-

Wir müssen den Familienbegriff neu definieren, da er heute anders gelebt 
wird als noch vor 100 Jahren. Die Gesellschaft verändert sich. Die Politik 
muss diesen Prozessen mit den nötigen Anpassungen gerecht werden. 
Familienpolitik muss die individuellen Rechte aller Menschen gewähr-
leisten. Der Staat soll allen die Wahlfreiheit und die nötige Unterstützung 
garantieren.

Arbeitszeiten, zugänglichere 
Teilzeitarbeit für Männer), 
Tagesschulen, flexible Kinderta-
gesstätten

• Ergänzungsleistungen für Fami-
lien, für von Armut betroffene 
Eltern, Väter, Mütter und Kinder

Alle Familienformen sind 
gleichberechtigt
In der Familienfrage geht es um Woh-
nungs-, Bildungs- und Arbeitspoli-
tik, Armutsbekämpfung, Gleichheit, 
Kinderpolitik, Steuer- und Rechts-
fragen – deshalb braucht es eine 

gute Koordination zwischen diesen 
verschiedenen Aspekten. Genau da-
für fordern die Grünen ein Staats-
sekretariat für die Familie, welches 
sich gebührend um dieses wichtige 
Thema kümmert. Und was Familie 
in diesem Fall heisst, ist für uns klar: 
Alle Familienformen sind gleichbe-
rechtigt, keine Form ist besser und 
deshalb heiliger. Jeder Mensch in 
der Schweiz und auf der Welt hat ein 
Recht darauf zu wählen, wie er leben 
möchte.  ■

Vater, Mutter (und zwei Kinder) – ein Bild für den 
goldenen, verstaubten Bilderrahmen. Die Aus-
schliesslichkeit des klassischen Ehemodells ist 
überholt. Eine familienpolitische Reform ist nötig.
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TiSA

Ausverkauf des Planeten 

Prof. Katharina Prelicz-Huber, Gemeinderätin Grüne Zürich, Präsidentin VPOD 
Schweiz | Bild BULLETIN

Die Staatengruppe, 
die das TiSA voran-
treibt, nennt sich 
selber «The Real-
ly Good Friends 
of Services» – die 
Verhandlungsfüh-
renden sind aller-
dings alles andere 
als Freunde der öf-
fentlichen Dienstlei-
stung. Alle Dienst-
leistungen, insbe-
sondere des Service 
Public sollen dem 
globalen Markt ge-
öffnet werden: Bil-
dung, Gesundheits-
versorgung, Wasser, 
Strom, öffentlicher 
Verkehr usw. Damit 
wäre zukünftig nicht 
mehr gesichert, dass 
ein breiter und qua-
litativ guter Service public für alle 
bis in die Randregionen angebo-
ten werden kann. Trinkwasser, eine 
gute Bildung oder eine qualitativ 
hochstehende Gesundheitsversor-
gung wären also möglicherweise nur 
noch privat zu beziehen und – wie 
andere Länder zeigen – damit für 
einen grossen Teil der Bevölkerung 
nicht mehr bezahlbar. Der Zugang 
zu lebenswichtigen Gütern bleibt 
damit vielen Menschen verwehrt. 
Ein Rückschritt, den wir nicht ris-
kieren dürfen! Mit diesen separaten 
Verhandlungen werden nicht zuletzt 
die Länder des Südens ausgetrickst. 
Das TiSA-Abkommen wird nach 

dem Geschmack der reichen Indus-
trieländer gebaut und alle andern 
Länder werden faktisch gezwungen, 
die Regeln zu übernehmen. Ausge-
sprochen störend ist, dass diese Ver-
träge unkündbar sind und noch fünf 
Jahre nach Abschluss oder Scheitern 
der Verhandlungen die Resultate 
geheim bleiben sollen. Die Bevöl-
kerung wird also selbst bei einem 
Beitritt der Schweiz zu TiSA nicht 
wissen, was genau entschieden wur-
de. Zusätzlich zu diesem undemo-
kratischen Vorgehen verhandelt der 
Bundesrat ohne korrektes Mandat: 
Er verhandelt TiSA im Rahmen des 
mehr als zehnjährigen DOHA-Man-

dates, obwohl TiSA ausserhalb der 
WTO und nach neuen Spielregeln 
funktioniert. Gemäss TISA muss 
anfänglich jeder Vertragsstaat eine 
Liste der Dienstleistungen erstellen, 
die von der Marktöffnung ausge-
nommen sind. Für alles, was auf 
der Liste fehlt, gilt zwingend die 
Marktöffnung. Damit werden künf-
tige Leistungen automatisch priva-
tisiert. Darunter fallen auch kom-
munale Strukturen. Alle künftigen 
Dienstleistungsarten wie bspw. ein 
neuer Energieträger, die wir heute 
noch nicht kennen und die deshalb 
auf der Negativ-Liste fehlen, wären 
zwingend dem globalen Markt un-
terstellt. Demokratische Entschei-
dungsprozesse werden übergangen.

TiSA-freie Zonen
Seit einem Jahr beginnen sich in der 
Schweiz und weltweit die Proteste 
gegen TiSA zu formieren. Es braucht 
jetzt ein starkes Zeichen der Gesell-
schaft und der Politik, das dieses 
undemokratische und gefährliche 
Vorgehen stoppt. Zur Erinnerung: 
vor zehn Jahren hat der weltweite 
Protest, den die Grünen aktiv unter-
stützt haben, zur Blockade der GATS- 
Verhandlungen geführt. Zurzeit läuft 
eine vom VPOD lancierte Petition 
«Stop-TiSA», die bereits von einigen 
Tausend Personen unterschrieben 
worden ist. In verschiedenen Städ-
ten und Gemeinden sind vorwie-
gend von grünen Mitgliedern Vor-
stösse für TiSA-freie Zonen in den 
Parlamenten eingereicht worden. 
Zudem soll abgeklärt werden, wie 
gegen den Bundesrat Klage erhoben 
werden kann und er die Bevölkerung 
informieren muss. 2014 hat sich das 
Städtchen Carouge als erste Schwei-
zer Stadt zur TISA-freien Stadt er-
klärt. Es folgen hoffentlich bald die 
Städte Bern und Zürich. TiSA tor-
pediert die Grundpfeiler unserer 
Gesellschaft. Setzen wir ein Zeichen 
für einen starken Service public und 
eine offene, faire Demokratie mit ei-
ner «TiSA-freien Zone Schweiz».  ■

Die Doha-Runden stocken, weil sich die Länder des Südens gegen die 
ungleichen Marktvoraussetzungen und die weitere Ausbeutung erfolgreich 
gewehrt haben. Das wollen sich die reichen Industriestaaten nicht bieten 
lassen und verhandeln auf Initiative der mächtigen Konzerne seit 2012 
hinter verschlossenen Türen der WTO-Räume in Genf unter aktiver Mit-
arbeit der Schweiz ein neues Abkommen: Das Freihandelsabkommen über 
Dienstleistungen TiSA (Trade in Services Agreement). Die plurilateralen 
Verhandlungen laufen ausserhalb jeglicher demokratischer Strukturen 
und in völliger Geheimhaltung. 

Wasser: Zugang zu lebenswichtigen Gütern muss allen 
Menschen möglich sein! 
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verhaftet und in Handschellen gelegt. 
Er wird ins Winterthurer Bezirksge-
fängnis eingeliefert und dort 188 Tage 
lang eingelocht. Elmers Geschichte ist 
empörend und banal zugleich. Sie ist 
eine Illustration des Schweizer Ban-
kenbanditismus und der Nachsich-
tigkeit der Justiz gegenüber den Mo-
gulen von der Zürcher Bahnhofstras-
se. Acht Jahre lang war der heute 
59-jährige diplomierte Bankkaufmann 
Geschäftsführer der Julius Baer Bank 

and Trust Company auf den Cayman-
Inseln gewesen. Das Bankhaus betrieb 
in diesem durch und durch korrup-
ten Steuerparadies, was viele andere 
Schweizer Privatbanken auch betrie-
ben: aktive Beihilfe zur Steuerhin-
terziehung. 2002 hielt es Elmer nicht 
mehr aus. Er bat seine Vorgesetzten, 
mit diesem dubiosen Geschäft auf-
zuhören. Die Folge: Er wurde gerügt, 
entlassen und schliesslich mit aller 
Gewalt der Justiz verfolgt. Die Bank 
Bär hatte Privatdetektive, Söldner in 
der Presse und jede Menge hochbe-
zahlter Anwälte mobilisiert, um den 

Whistleblower

Der Aufrechte aus dem 
Tösstal
Jean Ziegler | Bild AL Zürich

Diese Woche stand vor der Zürcher 
Strafjustiz ein Mann, dem die Schweiz 
Dankbarkeit und Bewunderung schul-
det. Sein Name: Rudolf Elmer. Ich 
lernte ihn auf einem Transatlantikflug 
kennen. Dann sahen wir uns wieder 
bei einer Sendung des österreichi-
schen Fernsehens. Thema war der 
helvetische Bankenbanditismus. Die 
präzise, kluge und ruhige Art der 
Argumentation von Elmer war bewun-
dernswert.

Schwerverbrecher
Das Bezirksgericht Zürich verurteilte 
Elmer zu einer bedingten Geldstra-
fe wegen der Weitergabe von Bank-
daten. Der Vorwurf der Staatsanwalt-
schaft, Elmer habe in krasser Weise 
das Bankgeheimnis verletzt, sei aber 
nicht erwiesen. Trotzdem will Elmers 
Verteidigerin in die Berufung gehen. 
Sie verlangt einen Freispruch.
Ein kalter Januarabend im Jahr 2011: 
In seiner Wohnung in einem Dorf im 
Zürcher Tösstal wird «Schwerverbre-
cher» Elmer von einem Kommando 
der Zürcher Polizei vor seiner Familie 

Bertolt Brecht schrieb: «So viel ist gewonnen, wenn nur einer aufsteht 
und Nein sagt!» Der Dissens ist der Atem der Demokratie.

Aufrechten aus dem Tösstal – und vor 
allem auch seine Familie – psychisch 
und finanziell mürbe zu machen. 
Ohne Erfolg. Elmer blieb standhaft.

Der Whistleblower
2008 übergab er Dokumente an die In-
ternetplattform Wikileaks. Diese ent-
hüllten die Strategie der Bär-Banker 
zur Steuerhinterziehung. Der helve-
tische Whistleblower hatte plötzlich 
internationale Aufmerksamkeit. Und 
die Verlogenheit der Bank wurde 
sichtbar. Hoffnung gibt es: Der be-
kannte Zürcher Filmemacher Werner 
Schweizer dreht einen Film über El-

mer. Wie alle seine bisherigen wird 
wohl auch dieser Film grosse interna-
tionale Beachtung finden. Und: Ru-
dolf Elmer kandidiert im April bei den 
Zürcher Kantonsratswahlen für die 
Alternative Liste. Wer Anstand, Mut 
und Gerechtigkeit hochhält, sollte für 
ihn stimmen.  ■

Für Anstand, Mut und Gerechtigkeit: Rudolf Elmer kandidiert in Zürich für die Alternative Liste. 

Kolumne
Diese Kolumne erschien im vergangenen 
Januar in der Gewerkschaftszeitung work, 
wo Jean Ziegler regelmässig Kolumnist 
ist (www.workzeitung.ch).
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Dankeschön

Lokalpolitik mit Weltblick 

Andreas Hürlimann, Kantonsrat Alternative – die Grünen Zug 

Im Januar 2015 führte die «Tour de 
Stubi» WeggefährtInnen von Mar-
tin Stuber aus seinem bisherigen 
politischen Wirken zu einem Stadt-
rundgang zusammen. An verschie-

denen Stationen konnte man viele 
spannende Inputs zum politischen 
Wirken von Martin Stuber erfahren. 
Mit diesem Rückblick dankten ihm 
seine Partei und seine BegleiterInnen 
für seine politische Arbeit. Ob zur 
Informatik, dem öffentlichen Ver-
kehr oder der Energiepolitik: Stubi 
verstand es in Zug wie nur wenige 
andere, politische Fragen der ge-
meindlichen oder kantonalen Poli-
tik in grössere Zusammenhänge zu 
stellen. Er zeigte Weltblick indem 
er z. B. Edward Snowden mit dem 

Scannen von Zuger Steuerdaten oder 
unsere Mobilität mit der Frage des 
Peak Oil verband. Und er machte 
dies für eine breite Bevölkerung auf 
eine verständliche Art und Weise, 
immer wieder auch im BULLETIN 
der Alternativen. Manche mögen an 
dieser Stelle einwerfen, dass seine 
Ausführungen nicht immer «kurz 
und knapp» gehalten waren. Doch 
interessant und gut recherchiert wa-
ren diese auf jeden Fall. Das brachte 
ihm weit über die Parteigrenzen hi-
naus grosse Anerkennung. So mag 
es auch nicht wirklich überraschen, 
dass Stubi bei seinem letzten Votum 
im Kantonsrat fast eine halbe Stunde 
sprach – mit einer aufmerksamen 
Zuhörerschaft im Rat (!). Zu einem 
Thema, das sein politisches Wirken 
immer wieder bewegte: dem Stadt-
tunnel. In verschiedensten Ausfüh-
rungen und Möglichkeiten prägte 
dies seine politische Agenda mit. 
Ob das zum Ende der 80er-Jahre 
diskutierte Projekt «Gesamtsystem 
ohne» (Planersprache für Stadttun-
nel ohne Anschluss Ägeristrasse), 
dem Minitunnel oder dem heutigen 
Stadttunnel mit ZentrumPlus, Stubi 
hatte und hat eine klare Haltung und 
ein verständliches Ziel: Die Stadt 
von den Verkehrsmassen zu befreien 
und wieder attraktiver zu machen. 
Schaut man sich die verschiedensten 
Projekte nebeneinander genauer an, 
dann erkennt man die jeweils kri-
tisierten und im nächsten Projekt 
massiv verbesserten Punkte relativ 
schnell. Und es zeigt sich, dass sich 
auch dank dem Engagement von uns 
Alternativ-Grünen und dem promi-
nenten und fundierten Auftritten von 
Stubi einiges in die richtige Rich tung 
entwickelt hat.
Eigentlich haben wir es ja alle auch 
bereits vor den Snowden-Enthül-
lungen vermutet: Die systematische 

Überwachung unserer Kommunika-
tion und digitalen Daten in Mails 
und Cloud-Diensten durch den US-
Schnüffelgeheimdienst NSA ist eine 
bereits seit Jahren praktizierte Tatsa-
che. Dies wurde der Leserschaft des 
Bulletins durch einen Artikel von 
Martin Stuber im September 2013 
einmal mehr bewusst. Diese «Grund-
lagenarbeit» hat der Kantonsratsfrak-
tion einige Monate später die Mei-
nungsbildung zum Thema Scanning 
von Steuerdaten durch eine ameri-
kanisch kontrollierte Unternehmung 
wesentlich beschleunigt. Der Finanz-
direktor musste nach dem Druck aus 
dem Parlament zurückkrebsen und 
eine andere Lösung präsentieren.
Martin Stuber hat sich als Kenner 
des öffentlichen Verkehrs in Zug 
und weit darüber hinaus einen Na-
men gemacht. Dabei waren und sind 
für ihn der optimale Einsatz von 
öffentlichen Geldern für eine maxi-
male Wirkung für Nutzerinnen und 
Nutzer zentral. So engagiert er sich 
im Komitee Zimmerberg light oder 
hat diverse weitere Bahnprojekte 
mit seiner gegenüber den offiziellen 
Zuger Amtsstellen kritischen, aber 
konstruktiven Art weiterentwickeln 
und verbessern können. Seine guten 
Kontakte zu zentralen Stellen im ÖV, 
bei der SBB oder bei Mobilitätsex-
perten haben sich hierbei mehrfach 
bewährt. 
Danke lieber Stubi, für all die Jahre 
Deiner politischen Arbeit danken 
wir Dir alle ganz herzlich. Um die 
tolle Zusammenarbeit, deine Visio-
nen und Vorstösse waren und sind 
wir froh. Wir freuen uns auch zu-
künftig auf den einen oder anderen 
Artikel mit spannenden Inputs von 
Dir. Machs guet!  ■

Martin Stuber hat sich nach langem politischem Engagement in den Zuger 
Parlamenten Ende 2014 aus dem Kantonsrat verabschiedet. Ein engagier-
ter Politiker tritt zukünftig etwas kürzer. 
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höchstpersönlich. So wie 
Haas mit seinem Protago-
nisten spielt und den armen 
Kerl scheinbar willkürlich 
an verschiedenen, räumlich 
und zeitlich weit voneinan-
der entfernten Schauplät-
zen auftreten lässt, so spielt 
er auch mit seinen Lese-
rinnen und Lesern. Die 
Armen sind den Spielchen 
des Autors machtlos ausge-
liefert und wissen nie so 
genau, wo die Grenzen 
liegen zwischen Fiktion 
und Metafiktion, zwischen 
Autor und Ich-Erzähler. 
Linguistischer Sado-Maso 
quasi.
Zu empfehlen sind übri-
gens nicht nur Haas' Roma-
ne, sondern auch seine 
Krimis. Allen voran das 
gespenstisch-komische 
SILENTIUM, in dem ein 
Salzburger Ex-Polizist der 
Welt beweist, dass das 
Unterbewusstsein immer 
Recht hat, Wetterberichte 
sehr lyrisch sein können 
und Sätze auch sehr gut 
ohne Verben auskommen.

Büchermail

Volle Kinosäle und leere 
Baumarktregale – keine 
Frage: Die Hollywoodverfil-
mung des Sado-Maso-Ro-
mans «50 Shades of Grey» 
hat eingeschlagen. Und 
endlich läuft da wieder was 
im Schlafzimmer von Herrn 
und Frau Durchschnitts-
schweizer. Oder was glau-
ben Sie denn, wieso sich 
das bünzlige Pärchen von 
nebenan neulich mit einer 
Familienpackung Kabelbin-
der eingedeckt hat? Aber 
keine Sorge, auch wenn die 
allgemeine Fantasielosig-
keit der Menschheit gerade 
darin gipfelt, dass sich ihre 
Nachbarn, die «50 Shades 
of Grey»-Vorlage als Anlei-
tung benutzend, gegenseitig 
Schritt für Schritt den 
Hintern versohlen und 
versohlen lassen und das 
auch noch geil finden, weil 
schliesslich ja gerade alle 
sagen, dass das total geil 
sei. Es gibt da einen uner-
schütterlichen Konservati-
ver, der zur VERTEIDI-
GUNG DER MISSIONARS-
STELLUNG aufruft: Wolf 
Haas nämlich, Salzburger 
Linguistiker und mehrfach 
ausgezeichneter Krimiau-
tor, auch wenn sein bisher 
jüngstes Werk kein Krimi 
und, da kann ich Sie beru-
higen, auch kein konserva-
tiv-erotischer Schmuddel-
roman ist, auch wenn der 
Titel etwas nach traditio-
nell-christlichem Ehe-
paarkamasutra (es könnte 
auch der Arbeitstitel der 
nächsten CVP-Initiative 
sein?) klingt. Vielmehr ist 
es eine Art linguistische 
Theoriestunde, und zwar 
eine des Grossmeisters 

Buch
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Veranstaltungen

Freitag, 1. Mai, 
1. Mai-Feier
ab 17 Uhr, auf dem Lands-
gemeindeplatz Zug
Hauptrednerin Katharina 
Preliz-Huber, VPOD-Präsi-
dentin
Danach offenes Mikrofon
Diverse Ess- und Infostände

Mittwoch, 6. Mai, 
Monatsbar der Alternative – 
die Grünen Zug
ab 18.30 Uhr, Siehbachsaal, 
Chamerstrasse 33 Zug
Mit Köchinnen und Köchen 
des Forums Oberägeri

Dienstag, 12. Mai, 
Vorversammlung Alterna-
tive – die Grünen Menzingen 
zur Gemeindeversammlung 
Menzingen
19 Uhr Restaurant Ochsen

Mittwoch, 20. Mai, 
Gemeindeversammlung 
Menzingen
(Motion Schulraumplanung 
der Alternativen – die Grü-
nen Menzingen)
20 Uhr, Schützenmatt-Men-
zingen

Mittwoch, 3. Juni, 
Monatsbar der Alternative – 
die Grünen Zug 
ab 18.30 Uhr, Siehbachsaal, 
Chamerstrasse 33, Zug
Mit Köchinnen und Köchen 
der Alternative Stadt Zug

Mittwoch, 1. Juli, 
Monatsbar der Alternative – 
die Grünen Zug 
ab 18.30 Uhr, Siehbachsaal, 
Chamerstrasse 33, Zug
Mit Köchinnen und Köchen 
der CSP Zug

Unglückliche Liebe bei 
FLIZ

Sleepless in New York 
Montag, 30. März 2015, 
20 Uhr
Kino Gotthard Zug

Regisseur Christian Frei 
taucht in die schlaflos-
fiebrigen Nächte von zwei 
Frauen und einem Mann 
in New York ein, die kürz-
lich von ihren Partnern 
verlassen wurden. Nächte 
in einem Ausnahmezu-
stand, die geprägt sind 
durch Schmerz und Trä-
nen, aber auch durch 
Wachsamkeit und Kreati-
vität. 
Den analytischen Gegen-
part zu den in Emotionen 
aufgelösten Protagonisten 
bildet die Anthropologin 
Helen Fisher. Sie er-
forscht, welche unglaub-
lichen Vorgänge im Hirn 
der Betroffenen ablaufen. 
Die faszinierenden Er-
kenntnisse führen sie zur 
Frage, ob die Natur es 
nicht übertreibt. 

Christian Frei gelingt mit 
seinem Dokumentarfilm 
eine einfühlsame Annä-
herung an ein schwer 
fassbares Phänomen. Der 
Film beschränkt sich auf 
die Zeitperiode des Lie-
beskummers, der in die-
sem Moment eine ewig 
währende Gegenwart be-
deutet. Den Betroffenen 

ist zu wünschen, dass ih-
nen der schwierige Weg 
aus der selbstzerstöre-
rischen Besessenheit he-
raus gelingt – hin zu 
einem neuen Selbst.
Saalgespräch mit Regis-
seur Christian Frei 

Refugiado
Montag, 11. Mai 2015, 
20 Uhr 
Kino Gotthard Zug

Einmal mehr ist die 
schwangere Laura von ih-
rem Mann schwer verprü-
gelt worden. In Panik ver-
lässt sie mit ihrem acht-
jährigen Sohn die Woh-
nung und sucht nach 
einem Ort, an dem sie sich 
sicher fühlen kann. 
So werden die beiden in 
Diego Lermans Spielfilm 
zu Flüchtlingen in der ei-
genen Stadt, in Buenos 
Aires, doch der Ort ist 
austauschbar. Häusliche 
Gewalt spielt sich täglich 
auch mitten unter uns ab. 
Regisseur Diego Lerman 
erzählt von der Gewalt, 
ohne diese zu zeigen. Re-
fugiado beschränkt sich 
darauf, die Folgen abzu-
bilden. Die Absenz des 
Mannes macht einen Teil 
der Kraft dieses Filmes 
aus, der nach innen bli-
cken lässt, indem er aufs 
Ablenkende an der Ober-
fläche verzichtet. 
Diego Lerman wählt den 

Kino

unschuldigen Blick des 
aufgeweckten Buben, der 
wahrnimmt, aber nicht 
wirklich einordnen kann. 
Seine dichte Inszenierung 
macht die schiere Aus-
weglosigkeit fühlbar. 
Saalgespräch mit Pia Vo-
gel von «Herberge für 
Frauen» und Urs Zehnder 
von «Männer Beratung 
Gewalt»
 

Freundliche Grüsse
Martin Bucher
FLIZ FilmliebhaberInnen 
Zug
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Die Alternativen im 
Kanton Zug
 
Alternative – die Grünen 
Zug
Postfach 4806
6304 Zug
041 711 99 09
www.alternative-zug.ch 
info@alternative-zug.ch

Öffnungszeiten Büro 
Alternative – die Grünen 
Zug:
Montag 14–18 Uhr
Dienstag 9.15–13.15 Uhr
Donnerstag 9.15–13.15 Uhr

Alternative – die Grünen 
Baar
Anna Lustenberger-Seitz
info@alternative-baar.ch

Alternative – die Grünen 
Menzingen
Barbara Beck-Iselin
b.beck-iselin@bluewin.ch

Alternative – die Grünen 
Unterägeri
Cornelia Mayinger
cornelia.mayinger@datazug.ch

Alternative – die Grünen 
Stadt Zug
Postfach 4805, 6304 Zug
info@alternative-stadt.ch

Forum Oberägeri
Philipp Röllin
forum-oberaegeri@mymail.ch

Grünes Forum Hünenberg
Rita Hofer
rita_hofer@bluewin.ch

Grüne Risch-Rotkreuz 
(ehemals Gleis 3 Alternative 
Risch)
Irene Widmer
mail@gruene-rischrotkreuz.ch

Grüne Steinhausen
Postfach 123
6312 Steinhausen
steinhausen@alternative-zug.ch

Junge Alternative Zug
Postfach 4806, 6304 Zug
junge.alternative@gmx.ch

Krifo Alternative Cham
Sha Ackermann und 
Roman Ambühl
cham@alternative-zug.ch

Alternative Grüne 
Fraktion im Kantonsrat
www.alternativefraktion.ch

Grüne Partei Schweiz
www.gruene.ch
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